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Frau

Priisidentin des Burgenlandischen 1andtages
Verena Dunst

L andhaus
7000 Eisenstadt

Eisenstadt, am 15.April 2020

Selbstindiger Antrag
der Landtagsabgeordneten Robert Hergovich, Kolleginnen und Kollegen

auf Erlassung eines Gesetzes iiber die Anpassungen der Burgenlindischen
Landesrechtsordnung anlésslich der COVID-19-Pandemie

Der Landtag wolle beschlieBen:



Gesetzvom .............. Uber die Anpassungen der Burgenlandischen Landesrechtsordnung
anlasslich der COVID-19-Pandemie

Der Landtag hat beschlossen:
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Artikel 1
Anderung des Burgenlandischen Landes-Rechnungshof-Gesetzes

Das Burgenlandische Landes-Rechnungshof-Gesetz - Bgld. LRHG, LGBI. Nr. 23/2002, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 64/2014, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 7 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) In Ausnahmeféllen kann die Frist gemdB Abs.2 und 3 (ber begriindetes Ersuchen der zur
Stellungnahme aufgeforderten Stelle einmalig verlangert werden. Ein Ausnahmefall liegt insbesondere dann vor,
wenn ein Katastrophenfall oder vergleichbare Ereignisse bestehen, die die Aufrechterhaltung des regularen
Dienstbetriebes der gepriften Stelle maRgeblich erschweren und die von der gepriften Stelle weder vorsatzlich
noch grob fahrlassig herbeigefiihrt wurden. Ein Antrag auf Fristverlangerung auf Grund eines solchen
Ausnahmefalls hat innerhalb der urspriinglich gewahrten Frist zur Abgabe einer Stellungnahme gemé&R Abs. 2
und 3 zu erfolgen. Liegt der Ausnahmefall nicht mehr vor, kann ein Antrag auf Fristverlangerung nicht mehr
gestellt werden. Der Direktor des Landes-Rechnungshofes entscheidet Uber die Verldngerung der Frist. Auch
eine solcherart verlangerte Frist hat angemessen zu sein. Der Lauf der verlédngerten Frist beginnt mit jenem Tag,
der auf das Ende der Frist gemé&R Abs. 2 und 3 folgt.”



2. Dem § 8 wird folgender Abs. 8 angefiigt:
,»(8) Fristen nach Abs. 7 werden mit 16. Méarz 2020 fir die Dauer von drei Monaten gehemmt.*

3. Dem 8 18 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) 87 Abs.4 und §8 Abs. 8 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 7 Abs. 4 ist auf alle Priifungen anzuwenden, deren Ergebnis bis zum
1. April 2020 noch nicht dem Landtag Ubermittelt wurde. §7 Abs.4 und 88 Abs.8 in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auler Kraft.*

Artikel 2
Anderung des Burgenlandischen Landesverwaltungsgerichtsgesetzes
Das Burgenlandische Landesverwaltungsgerichtsgesetz - Bgld. LVwWGG, LGBI. Nr. 44/2013, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 85/2019, wird wie folgt gedndert:
1. Dem § 7 wird folgender Abs. 6 angefligt:

,»(6) Eine Beratung und Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist zuldssig. Die
Présidentin oder der Prasident hat als Grundlage fir die Beschlussfassung einen Beschlussentwurf an die
Mitglieder der Vollversammlung zu Gbermitteln.*

2. Dem § 39 wird folgender Abs. 11 angefugt:

»(11) 8 7 Abs. 6 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung folgenden
Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft.“

Artikel 3
Anderung des Burgenlandischen Baugesetzes 1997
Das Burgenléndische Baugesetz 1997 - Bgld. BauG, LGBI Nr. 10/1998, in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 29/2019, wird wie folgt gedndert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 33 folgender Eintrag eingefiigt:
»8 33a Sonderregelungen zur Bekdmpfung von COVID-19%

2. Nach § 33 wird folgender § 33a eingefligt:

.8 33a
Sonderregelungen zur Bekdmpfung von COVID-19

(1) In anhangigen behordlichen Verfahren der Baubehdrden wird der Fortlauf aller materiell-rechtlichen
Fristen, deren fristauslosendes Ereignis in die Zeit nach Inkrafttreten dieser Novelle fallt, sowie Fristen, die bis
zum Inkrafttreten dieser Novelle noch nicht abgelaufen sind, bis zum Ablauf des 31. Mai 2020 gehemmt.

(2) Die Burgenlandische Landesregierung wird erméchtigt, durch Verordnung bis langstens 31. Dezember
2020 den angesetzten Endtermin 31. Mai 2020 zu verldngern oder weitere allgemeine Ausnahmen von der
Hemmung vorzusehen, soweit dies zur Verhitung und Bekdmpfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich
ist.”

3. Dem 8§ 35 wird folgender Abs. 11 angefigt:

»(11) Die Anderung im Inhaltsverzeichnis und § 33a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten
mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft.”

Artikel 4
Anderung des Bgld. Camping- und Mobilheimplatzgesetzes
Das Bgld. Camping- und Mobilheimplatzgesetz, LGBI. Nr. 44/1982, in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 38/2018, wird wie folgt gedndert:
1. Dem § 28 werden folgende Abs. 4 und 5 angefiigt:

»(4) In anhéngigen behoérdlichen Verfahren wird der Fortlauf aller materiell-rechtlichen Fristen, deren
fristauslosendes Ereignis in die Zeit nach Inkrafttreten dieser Novelle fallt, sowie Fristen, die bis zum
Inkrafttreten dieser Novelle noch nicht abgelaufen sind, bis zum Ablauf des 31. Mai 2020 gehemmt.

(5) Die Burgenlandische Landesregierung wird erméchtigt, durch Verordnung bis langstens 31. Dezember
2020 den angesetzten Endtermin 31. Mai 2020 zu verldngern oder weitere allgemeine Ausnahmen von der



Hemmung vorzusehen, soweit dies zur Verhitung und Bekampfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich
ist.”

2. Dem § 32 wird folgender Abs. 3 angefligt:

»(3) 828 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft.*

Artikel 5
Anderung des Burgenlandischen Tourismusgesetzes 2014

Das Burgenlandische Tourismusgesetz 2014 - Bgld. TG 2014, LGBI. Nr. 63/2014, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 62/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 28 Abs. 3 wird am Ende der Z 5 das Wort ,,und“ durch einen Beistrich ersetzt; am Ende der Z 6 entfallt
der Satzpunkt und das Wort ,,und“ wird eingefiigt; dem § 28 Abs. 3 wird folgende Z 7 angefiigt:
.. Personen, die im Zuge von Kriseneinsdtzen in Beherbergungsbetrieben zwecks Auslibung einer
beruflichen Tatigkeit zur Aufrechterhaltung von kritischer Infrastruktur oder der Versorgungssicherheit
untergebracht werden.*

2. 828 Abs. 3 Z 5 und 6 lauten:

.. Begleitpersonen von schwer Behinderten und Blinden, sofern die obgenannten Personen laut arztlicher
Bescheinigung vollig auf stindige Begleitung angewiesen sind und

6. Personen, die aus Anlass des Besuches eines Musikfestivals im Sinne des Bgld. Veranstaltungsgesetzes,
LGBI. Nr. 2/1994, in der jeweils geltenden Fassung, fiir die Dauer der Veranstaltung im Bereich der
Veranstaltungsstatte ndchtigen, sofern die Néachtigung nicht in einem Beherbergungsbetrieb oder in
einer vom Veranstalter oder in seinem Zusammenwirken von einem Dritten dem Besucher entgeltlich
zur Verfligung gestellten Unterkunft (wie z. B. im Mietzelt) erfolgt.”

3. Nach § 34 Abs. 1 wird Abs. 1a eingefligt:

»(1a) Die in Abs.1 mit 15. April bestimmte Frist fur die Beitragsbemessung wird aus Anlass der
Verhutung und Bek&mpfung der Verbreitung von COVID-19 mit 15. Oktober 2020 festgelegt.*

4. Nach 8§ 34 Abs. 2 wird Abs. 2a eingefligt:

»(2a) Die in Abs. 2 mit 15. April bestimmte Falligkeit fiir den Tourismusbeitrag wird aus Anlass der
Verhitung und Bekdmpfung der Verbreitung von COVID-19 mit 15. Oktober 2020 festgelegt.

5. Dem § 43 wird folgender Abs. 5 angeftigt:

»(5) 828 Abs. 3 in der Fassung der Z1 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx, § 34 Abs. 1la und 2a in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft. § 28 Abs. 3 in der Fassung der Z 2 des Gesetzes LGBI. Nr. Xx/Xxxx
tritt mit 1. Janner 2021 in Kraft.“

Artikel 6
Anderung des Bgld. Veranstaltungsgesetzes

Das Bgld. Veranstaltungsgesetz, LGBI. Nr. 2/1994, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 86/2019, wird
wie folgt geandert:

1. Dem § 8b Abs. 6 wird folgender Satz angefugt:

»Zur Verhiitung und Bekdmpfung der Verbreitung von COVID-19 kann diese Betriebspflicht aufgrund des
geltenden  behodrdlichen  Betretungsverbots von  Automatensalons oder gewerblich genehmigten
Betriebsrdumlichkeiten von Gastgewerbebetrieben, bis zur Aufhebung des behérdlichen Betretungsverbots,
entfallen.

2. 8 8b Abs. 6 lautet:

.»(6) Die Bewilligungsinhaberin ist verpflichtet, die bewilligten Ausspielungen gemal § 2 Abs. 3 GSpG
ununterbrochen und unter vollstandiger Aufstellung aller bewilligten Gliicksspielautomaten durchzufiihren. Bei
Verzicht auf die erteilte Bewilligung oder Zurtcklegung der Bewilligung nach Beginn der Betriebsaufnahme hat
die Bewilligungsinhaberin die Ausspielung mit Gluckspielautomaten wéhrend einer von der Landesregierung
mit langstens einem Jahr festzusetzenden Frist weiter zu betreiben. Die Frist ist so zu bestimmen, dass mit ihrem
Ablauf eine neue Bewilligungsinhaberin die Ausspielung mit Gliickspielautomaten durchfiihren kann.*



3. Dem § 26 wird folgender Abs. 15 angefugt:

»(15) 8 8b Abs. 6 in der Fassung der Z 1 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft; § 8b Abs. 6 in der Fassung der Z 2
des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Janner 2021 in Kraft.*

Artikel 7
Anderung des Burgenlandischen Heizungs- und Klimaanlagengesetzes

Das Burgenlandische Heizungs- und Klimaanlagengesetz - Bgld. HKG, LGBI. Nr. 33/2019, wird wie folgt
geéndert:

1. In § 27 Abs. 1 vorletzter Satz, § 28 Abs. 1 letzter Satz und § 35 Abs. 1 zweiter Satz wird jeweils nach dem Wort
»oder” die Wortfolge ,,innerhalb von drei Monaten* eingefigt.

2.8 27 Abs. 1 lautet:

(1) Soweit fir Feuerungsanlagen und Blockheizkraftwerke keine umfassende Uberpriifung durchzufiihren
ist (§28 Abs. 1), sind diese spatestens innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme und danach
wiederkehrend einer einfachen Uberpriifung zu unterziehen. Die wiederkehrende Uberpriifung hat zu erfolgen:

1. mindestens alle drei Jahre bei Gasfeuerungsanlagen mit einer Nennwarmeleistung unter 26 kW;
2.alle zwei Jahre bei Feuerungsanlagen mit einer Nennwarmeleistung unter 50 kW und
Warmwasserbereitern mit einer Nennwérmeleistung ab 26 kW, soweit diese mit standardisierten
biogenen oder fossilen Brennstoffen betrieben werden;
3. jahrlich bei
a) Feuerungsanlagen mit einer Nennwarmeleistung unter 50 kW und Warmwasserbereitern mit einer
Nennwarmeleistung ab 26 kW, soweit diese mit nicht standardisierten biogenen Brennstoffen
betrieben werden,
b) bei Feuerungsanlagen mit einer Nennwarmeleistung ab 50 kW und
¢) bei Blockheizkraftwerken.
Die wiederkehrende Uberpriifung kann auch jeweils innerhalb eines Monats vor oder nach dem sich aus diesem
Absatz ergebenden Zeitpunkt erfolgen, ohne dass sich der Termin fiir die nachste Uberpriifung dadurch
verschiebt. Bestehende Anlagen, fir die bisher noch keine Verpflichtung fiir eine derartige Uberpriifung bestand,
sind spéatestens innerhalb einer Frist von langstens zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes einer
Uberpriifung zu unterziehen.“

3. 8§ 28 Abs. 1 lautet:

,,(1) Eine umfassende Uberpriifung ist erforderlich:
1. spétestens innerhalb von vier Wochen nach Inbetriebnahme fiir:
a) Kleinfeuerungen, die mit nicht standardisierten biogenen Brennstoffen betrieben werden,
b) Feuerungsanlagen mit einer Nennwérmeleistung tiber 400 kW und
c¢) Blockheizkraftwerke.
Die Betreiberinnen und Betreiber von Kleinfeuerungen, die mit nicht standardisierten Brennstoffen

befeuert werden, miissen bei Uberpriifungen nachweisen, dass mindestens die mit Verordnung geman
8 4 Abs. 1 festgelegten Emissionsgrenzwerte und Abgasverluste eingehalten werden.
2. alle drei Jahre bei Feuerungsanlagen und Blockheizkraftwerken mit einer Brennstoffwérmeleistung von
1 MW bis 20 MW;
3. jéhrlich bei Feuerungsanlagen und Blockheizkraftwerken mit einer Brennstoffwérmeleistung (iber
20 MW.
Die umfassende Uberpriifung kann auch jeweils innerhalb eines Monats vor oder nach dem sich aus diesem
Absatz ergebenden Zeitpunkt erfolgen, ohne dass sich der Termin fir die ndchste Uberpriifung dadurch
verschiebt.”

4, § 35 Abs. 1 lautet:

,»(1) Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr als 12 kW sind von der Betreiberin oder dem Betreiber
spatestens vier Wochen nach Inbetriebnahme einer erstmaligen Uberpriifung und danach alle drei Jahre einer
wiederkehrenden Uberprifung durch Prifberechtigte gemaR § 37 unterziehen zu lassen. Die wiederkehrende
Uberpriifung kann auch jeweils innerhalb eines Monats vor oder nach dem sich aus diesem Absatz ergebenden
Zeitpunkt erfolgen, ohne dass sich der Termin fiir die nachste Uberpriifung dadurch verschiebt.*

5. Dem § 54 wird folgender Abs. 9 angefugt:

,,(9) Die Zeit vom 16. Méarz 2020 bis zum Ablauf des 30. April 2020 wird in die Zeit der Fristen nach § 23
Abs. 2, 825 Abs. 1, § 32 Abs. 1, § 35 Abs. 1 zweiter Satz, § 36 Abs. 1 oder § 45 Abs. 1 fur die Abgabe von



Meldungen, die Durchfiihrung von Uberpriifungen, die Sanierung von Mangeln oder die Registrierung von
mittelgroRen Feuerungsanlagen nicht eingerechnet.”
6. Dem § 55 wird folgender Abs. 6 angefligt:

.(6) 8§27 Abs. 1, 828 Abs. 1, § 35 Abs. 1 in der Fassung der Z 1 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx sowie
8 54 Abs. 9 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufer Kraft. § 27 Abs. 1 in der Fassung der Z 2 des Gesetzes
LGBI. Nr. xx/xxxx, § 28 Abs. 1 in der Fassung der Z 3 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx und & 35 Abs. 1 in der
Fassung der Z 4 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit 1. Jdnner 2021 in Kraft.“

Artikel 8
Anderung des Gesetzes (iber den Nationalpark Neusiedler See - Seewinkel

Das Gesetz Uber den Nationalpark Neusiedler See - Seewinkel - NPG 1992, LGBI. Nr. 28/1993, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 79/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In 8 15 Abs. 4 wird das Zitat ,,1. Mai* durch das Zitat ,,1. Oktober* ersetzt.

2. In § 15 Abs. 4 lautet:

,»(4) Die Beschlusse uiber den Voranschlag und den Rechnungsabschlul (Abs. 3 Z 1.), das Arbeitsprogramm
(Abs.3 Z6.) sowie U(ber Vertrdge (Abs.3 Z10.) sind der Aufsichtsbenérde (§832) und der
Nationalparkkommission (§ 22) bis l&ngstens 1. Mai eines jeden Jahres vorzulegen.”

3.1n 8§ 19 Abs. 4 wird das Zitat ,,1. Feber” durch das Zitat ,,1. Juli* ersetzt.

4.1n 8 19 Abs. 4 lautet:

»(4) Der Nationalparkdirektor ist verpflichtet, dem Vorstand bis 1. Feber des Geschaftsjahres den
Rechnungsabschluf des Vorjahres und fir das néchste Geschaftsjahr einen Voranschlag sowie das
Arbeitsprogramm vorzulegen.”

5. Der bisherige Wortlaut des § 40 erhélt die Absatzbezeichnung ,,(1)* und folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) 8 15 Abs. 4 in der Fassung der Z 1 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx und § 19 Abs. 4 in der Fassung der
Z 3 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf
des 31. Dezember 2020 auler Kraft.. § 15. Abs. 4 in der Fassung der Z 2 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxx und
8 19 Abs. 4 in der Fassung der Z 4 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit 1. Janner 2021 in Kraft"

Artikel 9
Anderung des Burgenlandischen Landwirtschaftskammergesetzes
Das Burgenlandische Landwirtschaftskammergesetz, LGBI. Nr. 76/2002, in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 63/2018, wird wie folgt gedndert:
1. Dem § 28 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,,(4) Die Landesregierung kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes die Fristen des Abs. 2 und 3 auf
begriindetes Ersuchen der Landwirtschaftskammer in angemessener Weise verlangern. Ein wichtiger Grund liegt
insbesondere dann vor, wenn die Ausbreitung einer Epidemie oder vergleichbare Ereignisse die Wahrnehmung
der reguldren Geschéfte der Kammerorgane malgeblich erschweren und diese Ereignisse von ihnen weder
vorsétzlich noch grob fahrlassig herbeigefuhrt worden sind. Wird dem Ersuchen nicht entsprochen, ist dartiber
bescheidméaRig zu entscheiden.“

2. Dem 8 111 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) 8 28 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung folgenden
Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft.”

Artikel 10
Anderung des Flurverfassungs-Landesgesetzes

Das Flurverfassungs-Landesgesetz, LGBI. Nr. 40/1970, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 63/2018,
wird wie folgt geéndert:

1. In §8 Abs. 3 wird nach der Wortfolge ,,vertreten wurde* die Wortfolge ,,, sofern nicht andere gesetzliche
Bestimmungen die Einberufung untersagen® eingefugt.



2. 8 8 Abs. 3 lautet:

»(3) Der Obmann hat die Vollversammlung innerhalb von zwei Wochen einzuberufen, wenn dies
mindestens ein Zehntel der Mitglieder der Zusammenlegungsgemeinschaft oder der Ausschul? oder die bei einer
BeschluRfassung in der Minderheit gebliebenen Mitglieder des Ausschusses verlangen, sofern ihre Meinung von
mindestens einem Drittel der Mitglieder vertreten wurde. Mit dem Verlangen auf Einberufung der
Vollversammlung muf? mindestens ein Tagesordnungspunkt bekanntgegeben werden.*

3. In § 49 Abs. 4 wird nach der Wortfolge ,, Tagesordnungspunktes verlangt” die Wortfolge ,,, sofern nicht andere
gesetzliche Bestimmungen die Einberufung untersagen eingefugt.

4. 8 49 Abs. 4 lautet:

,»(4) Der Obmann hat die Vollversammlung innerhalb von 8 Tagen einzuberufen, wenn es wenigstens eine
Anzahl von Mitgliedern, die mindestens ein Viertel der Anteile innehat, oder die Agrarbehdrde unter
Bekanntgabe wenigstens eines Tagesordnungspunktes verlangt. Die Sitzung ist spatestens innerhalb weiterer 8
Tage abzuhalten.*

5. Dem 8 50 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:
»Die gewéhlten Mitglieder haben jedoch ihre Funktion bis zur durchgefuhrten Neuwahl wahrzunehmen.*

6. 8 50 Abs. 2 lautet:

,»(2) Der AusschuB besteht bei nicht mehr als 50 Mitgliedern der Agrargemeinschaft aus 5 Mitgliedern, bei
51 bis 100 Mitgliedern der Agrargemeinschaft aus 7 Mitgliedern, bei 101 bis 150 Mitgliedern der
Agrargemeinschaft aus 9 Mitgliedern und bei mehr als 150 Mitgliedern der Agrargemeinschaft aus 11
Mitgliedern. Die Mitglieder des Ausschusses werden von der Vollversammlung aus ihrer Mitte fur die Dauer
von 5 Jahren gewahlt. Als gewahlt gelten der Reihe nach jene Mitglieder (Ersatzménner), die die meisten
Stimmen, die nach den von den Stimmberechtigten vertretenen Anteilsrechten zu werten sind, auf sich vereinen.
Eine Wahl durch Zuruf (8§ 51 Abs. 2) ist zuldssig. Eine Neuwahl ist durchzufiihren, wenn es mindestens die
Halfte der AusschuBmitglieder verlangt oder die Zahl der AusschuBmitglieder trotz Einberufung der
Ersatzméanner unter die Hélfte absinkt.”

7. Dem § 57 Abs. 1 wird folgender Satz angefigt:

,Die Frist von sechs Wochen kann auf Antrag von der Agrarbehdrde aus wichtigem Grund in angemessener
Weise verldngert werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn die Ausbreitung einer
Epidemie oder vergleichbare Ereignisse die Wahrnehmung der Angelegenheiten der Agrargemeinschaft
malgeblich erschweren und diese Ereignisse von ihr weder vorsatzlich noch grob fahrlassig herbeigefihrt
worden sind.“

8. 8 57 Abs. 1 lautet:

»(1) Eine beabsichtigte Ubertragung auf Grund § 56 Abs. 2 lit.a und lit. b ist der Agrargemeinschaft
schriftlich anzuzeigen. Erklart die Agrargemeinschaft nicht innerhalb von 6 Wochen vom Tage der Anzeige der
beabsichtigten Ubertragung an gerechnet, das Anteilsrecht selbst erwerben zu wollen, kann die Ubertragung
durchgefiihrt werden. Die Anzeigepflicht besteht jedoch nicht, wenn die Ubertragung an Personen erfolgen soll,
die zur gesetzlichen Erbfolge nach dem Verfligenden berufen waren.*

9. Dem § 109 wird folgender Abs. 4 angefigt:

»(4) 8 8 Abs. 3 in der Fassung der Z 1 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx, § 49 Abs. 4 in der Fassung der Z 3
des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx, § 50 Abs. 2 in der Fassung der Z 5 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx und 8§ 57
Abs. 1 in der Fassung der Z 7 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft. § 8 Abs. 3 in der Fassung der Z 2 des Gesetzes
LGBI. Nr. xx/xxxx, § 49 Abs. 4 in der Fassung der Z 4 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx, § 50 Abs. 2 in der
Fassung der Z 6 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx und § 57 Abs. 1 in der Fassung der Z 8 des Gesetzes LGBI.
Nr. xx/xxxx treten mit 1. J&nner 2021 in Kraft.“

Artikel 11
Anderung des Burgenlandischen Jagdgesetzes 2017

Das Burgenlandische Jagdgesetz 2017 - Bgld. JagdG 2017, LGBI. Nr. 24/2017, in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 89/2019, wird wie folgt gedndert:

1. Nach 8§ 50 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefugt:

,Die Bezirksverwaltungsbehorde kann die Frist nach Abs.5 auf Antrag der Grundbesitzerin oder des
Grundbesitzers bei Vorliegen eines wichtigen Grundes um bis zu drei Monate verlangern. Ein wichtiger Grund
liegt insbesondere dann vor, wenn die Ausbreitung einer Epidemie oder vergleichbare Ereignisse die rechtzeitige



Behebung der Anteile maRgeblich erschweren und diese Ereignisse weder vorsatzlich noch grob fahrlassig von
den Beteiligten herbeigefiihrt worden sind.“

3. Dem § 170 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

»(11) 8§50 Abs.5a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft.*

Artikel 12
Anderung des Burgenlandischen Grundverkehrsgesetzes 2007

Das Burgenlandische Grundverkehrsgesetz 2007 - Bgld. GVG 2007, LGBI. Nr. 25/2007, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 26/2014, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 26 wird folgender Abs. 4 angefigt:

»(4) Sofern die Grundverkehrsbezirkskommission im Fall aulergewohnlicher Verhéltnisse nicht in
angemessener Frist zusammentreten kann, kann in dringenden Angelegenheiten die oder der Vorsitzende die
Beschlussfassung im Umlaufweg durchfiihren. Die Durchfiihrung der Beschlussfassung im Umlaufweg bedarf
der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder. Die Mitglieder haben bei schriftlicher Beschlussfassung binnen 14
Tagen ihre Stimme abzugeben. Stimmen, die innerhalb dieser Frist nicht einlangen, gelten als Ablehnung. Ein
Beschluss im Umlaufweg ist dann rechtsgultig zustande gekommen, wenn dem Beschlussantrag mehr als die
Haélfte aller Mitglieder der Grundverkehrsbezirkskommission zugestimmt haben. Der Beschlussantrag ist hierbei
den Mitgliedern der Grundverkehrsbezirkskommission in jeder technisch méglichen Weise zu (ibermitteln. Das
einzelne Mitglied stimmt dem Beschluss durch Anbringen seiner Unterschrift auf dem Beschlussantrag und
nachweisliche Riickiibersendung zu. Uber diese Beschlussfassung ist bei der néchstfolgenden Sitzung der
Grundverkehrsbezirkskommission zu berichten und der Beschluss in das Protokoll dieser Sitzung aufzunehmen.
Im Ubrigen gelten fiir die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen iiber die Prasenzsitzungen
sinngeman. “

2. Dem § 34 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) 8 26 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung folgenden
Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auler Kraft.*

Artikel 13
Anderung des Burgenlandischen Raumplanungsgesetzes 2019
Das Burgenléandische Raumplanungsgesetz 2019 - Bgld. RPG 2019, LGBI. Nr. 49/2019, wird wie folgt
geéndert:

1.In § 10 Abs. 1 wird der vorletzte Satz durch folgenden Satz ersetzt:

»Sind in der Landesregierung mehrere politische Parteien vertreten, wird die VVorsitz-Stellvertretung einer Person
zu Teil, die einer in der Regierung vertretenen politischen Partei zu entnehmen ist, die nicht den Vorsitz
innehat.*

2. In § 59 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) § 10 Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung folgenden
Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft.“

Artikel 14
Gesetzvom ................ uber MalRnahmen zu COVID-19
in Verfahren der Raumplanung im Burgenland
§1

Unterbrechung von Fristen

(1) In anhéngigen behdordlichen Verfahren der Verwaltungsbehorden, auf die die Bestimmungen des
Burgenlandischen Raumplanungsgesetzes 2019 - Bgld. RPG 2019, LGBI. Nr. 49/2019, sowie die Bestimmungen
des Burgenlandischen Raumplanungseinfiihrungsgesetzes - Bgld. RPEG, LGBI. Nr. 50/2019, anzuwenden sind,
werden alle materiell-rechtlichen Fristen sowie alle Fristen im Zusammenhang mit den Verfahren zur Erlassung
einer Verordnung des Gemeinderates, deren fristauslésendes Ereignis in die Zeit vor dem 16. Marz 2020 fallt,
sowie Fristen, die vor diesem Zeitpunkt noch nicht abgelaufen sind, bis zum Ablauf des 30. April 2020
unterbrochen. Sie beginnen mit 1. Mai 2020 neu zu laufen. Dies gilt auch fur Verjahrungsfristen.



(2) Von dieser Bestimmung ausgenommen sind die in den § 4 Abs. 2 und 3, § 12 Abs. 2, § 24 Abs. 2, § 37
Abs.9, §40 Abs.4, 841 ADbs.2 und 3, 8§52 Abs.2 und 8§53 Abs.1 Burgenldndisches
Raumplanungsgesetz 2019 - Bgld. RPG 2019, LGBI. Nr. 49/2019, angefiihrten Fristen sowie die im § 8 Abs. 7
Burgenlandisches Raumplanungseinfiihrungsgesetz - Bgld. RPEG, LGBI. Nr. 50/2019, angefiihrte Frist.

(3) Die Behorde gemdl Abs. 1 kann jedoch im jeweiligen Verfahren aussprechen, dass eine Frist nicht fur
die in Abs. 1 festgelegte Dauer unterbrochen wird. Diesfalls hat sie gleichzeitig eine neue angemessene Frist
festzusetzen.

(4) Nach Abs. 3 ist nur vorzugehen, wenn nach sorgfaltiger Abwégung aller Umsténde die Fortsetzung des
Verfahrens zur Abwendung einer Gefahr fiir Leib und Leben, Sicherheit und Freiheit oder zur Abwehr eines
erheblichen und unwiederbringlichen Schadens einer oder eines Verfahrensbeteiligten dringend geboten ist und
nicht das Interesse der Allgemeinheit an der Verhitung und Bekdmpfung der Verbreitung von COVID-19 sowie
der Schutz der Aufrechterhaltung eines geordneten Verwaltungsbetriebes die Einzelinteressen tiberwiegen.

§2
Verordnungserméchtigung

Die Landesregierung wird ermachtigt, durch Verordnung die in 8 1 angeordnete allgemeine Unterbrechung
von Fristen zu verldngern, zu verkirzen oder weitere allgemeine Ausnahmen von der Unterbrechung
vorzusehen, soweit dies zur Verhitung und Bekampfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist oder
sonstige sachliche Griinde eine Ausnahme von der Unterbrechung erfordern und nicht das Interesse der
Allgemeinheit an der Verhiitung und Bek&mpfung der Verbreitung von COVID-19 sowie der Schutz der
Aufrechterhaltung eines geordneten Verwaltungsbetriebes die Einzelinteressen iberwiegen.

§3
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember
2020 auBer Kraft.“

Artikel 15
Anderung des Bgld. Starkstromwegegesetzes
Das Bgld. Starkstromwegegesetz, LGBI. Nr. 10/1971, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 79/2018, wird
wie folgt geandert:
1. Dem § 10 werden folgende Abs. 6 und 7 angefligt:

»(6) In anhéngigen behdérdlichen Verfahren wird der Fortlauf aller materiell-rechtlichen Fristen, deren
fristauslosendes Ereignis in die Zeit nach Inkrafttreten dieser Novelle fallt, sowie Fristen, die bis zum
Inkrafttreten dieser Novelle noch nicht abgelaufen sind, bis zum Ablauf des 31. Mai 2020 gehemmt.

(7) Die Burgenlandische Landesregierung wird erméchtigt, durch Verordnung bis langstens 31. Dezember
2020 den angesetzten Endtermin 31. Mai 2020 zu verldngern oder weitere allgemeine Ausnahmen von der
Hemmung vorzusehen, soweit dies zur Verhitung und Bekdampfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich
ist.”

2. Dem § 27 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) §10 Abs. 6 und 7 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft.*

Artikel 16
Anderung des Burgenlandischen Elektrizitatswesengesetzes 2006

Das Burgenlandische Elektrizitatswesengesetz 2006 - Bgld. EIWG 2006, LGBI. Nr.59/2006, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 88/2019, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 23 folgender Eintrag eingefiigt:
»8 23a Sonderregelungen zur Bek&mpfung von COVID-19*

2. Nach § 23 wird folgender § 23a eingefligt:

»823a
Sonderregelungen zur Bekdmpfung von COVID-19

(1) In anhédngigen behdérdlichen Verfahren der Elektrizitatsbehdrden wird der Fortlauf aller materiell-
rechtlichen Fristen, deren fristauslésendes Ereignis in die Zeit nach Inkrafttreten dieser Novelle fallt, sowie



Fristen, die bis zum Inkrafttreten dieser Novelle noch nicht abgelaufen sind, bis zum Ablauf des 31. Mai 2020
gehemmt.

(2) Die Burgenlandische Landesregierung wird erméchtigt, durch Verordnung bis langstens 31. Dezember
2020 den angesetzten Endtermin 31. Mai 2020 zu verldngern oder weitere allgemeine Ausnahmen von der
Hemmung vorzusehen, soweit dies zur Verhltung und Bekampfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich
ist.”

3. Dem § 69 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Die Anderung im Inhaltsverzeichnis und § 23a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. Xx/Xxxx treten
mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft.”

Artikel 17
Anderung des Burgenlandischen Jugendforderungsgesetzes 2007

Das Burgenlandische Jugendférderungsgesetz 2007 - Bgld. JFG 2007, LGBI. Nr. 55/2007, in der Fassung
des Gesetzes LGBI. Nr. 96/2019, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 5 Abs. 10 werden folgende Abs. 10a und 10b eingefligt:

,»(10a) Sitzungen des Jugendbeirats konnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz durchgefiihrt
werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber die Présenzsitzungen sinngeman.

(10b) In dringenden Féallen kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg
veranlassen (Umlaufbeschluss). Zur Beschlussfassung bedarf es der nachweislichen Verstandigung samtlicher
Mitglieder. Die Zustimmung hat durch Beisetzung der Unterschrift auf dem Geschéftsstiick oder auf geeignete
elektronische Weise zu erfolgen. Im Ubrigen gelten fiir die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen
Uber die Prasenzsitzungen sinngem&B. Die oder der Vorsitzende hat das Ergebnis der Beschlussfassung
schriftlich festzuhalten und dartiber in der néchsten Sitzung des Jugendbeirats zu berichten.*

2. Nach § 6 Abs. 6 werden folgende Abs. 6a und 6b eingefiigt:

»(68) Wenn die Wahl der Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten aus
allgemeingesundheitlichen Griinden (Epidemie oder Pandemie) oder sonstigen wichtigen Griinden (Katastrophe,
Krieg oder burgerkriegsahnliche Zustdnde) nicht ordnungsgemdl nach den Bestimmungen der Abs. 3 bis 6
durchgeflihrt werden kann, hat die Wahl innerhalb von neun Monaten nach der Landtagswahl stattzufinden.
Dauern die auBerordentlichen Verhaltnisse weiterhin an, sodass die Wahl auch bis zu diesem Zeitpunkt nicht
ordnungsgemaR durchgefiihrt werden kann, verlangert sich die Frist flr die Durchfiihrung der Wahl um jeweils
drei Monate.

(6b) Die Funktionsperiode der Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten und deren
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter dauert bis zum Beginn der Funktionsperiode der neu zu wahlenden
Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten und deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter.

3. In § 7 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefiigt:

»Sitzungen des Landesjugendforums kénnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz durchgefiihrt
werden. In dringenden Féllen kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg
veranlassen (Umlaufbeschluss).*

4. § 7 lautet:

»87
Landesjugendforum

Die burgenléndischen Kinder- und Jugendorganisationen bilden durch freiwilligen Zusammenschluss zu
einer Arbeitsgemeinschaft das Landesjugendforum. Dieses beschlieit fir sich eine Geschéftsordnung, die
insbesondere néhere Bestimmungen Uber die Aufnahme von Kinder- und Jugendorganisationen, die Einberufung
von Sitzungen, das Antragsrecht, die Beschlussfahigkeit und die Abstimmung zu enthalten hat. Die im
Burgenlandischen Landtag vertretenen Parteien mit Klubstatus haben das Recht eine Kinder- und eine
Jugendorganisation namhaft zu machen, welche ab dem Zeitpunkt der Namhaftmachung jedenfalls Mitglieder
des Landesjugendforums sind. Das Landesjugendforum ist berechtigt, die Landesregierung in Fragen der
Jugendarbeit und Jugendférderung zu beraten und zu Gesetzen und Verordnungen, die die Jugendarbeit
betreffen, Stellungnahmen abzugeben. Das Landesjugendforum ist weiters berechtigt, gemeinsame Anliegen
aufzugreifen und gemeinsame Ldsungsvorschlage zu erarbeiten.*



5. Dem § 9 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) 85 Abs. 10a und 10b, § 6 Abs. 6a und 6b sowie § 7 in der Fassung der Z 3 des Gesetzes LGBI.
Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020
aufer Kraft. 8 7 in der Fassung der Z 4 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Jinner 2021 in Kraft.*

Artikel 18
Anderung des Bgld. Sportgesetzes
Das Bgld. Sportgesetz, LGBI. Nr. 26/2004, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 38/2015, wird wie folgt
gedndert:
1. Nach § 7 Abs. 4 werden folgende Abs. 4a und 4b eingefugt:

»(4a) Sitzungen des Landessportbeirates kdnnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz
durchgefihrt werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber die Prasenzsitzungen sinngemaR.

(4b) In dringenden Fallen kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg
veranlassen (Umlaufbeschluss). Zur Beschlussfassung bedarf es der nachweislichen Verstandigung samtlicher
Mitglieder. Die Zustimmung hat durch Beisetzung der Unterschrift auf dem Geschéftsstiick oder auf geeignete
elektronische Weise zu erfolgen. Im Ubrigen gelten fiir die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen
Uber die Prasenzsitzungen sinngem&B. Die oder der Vorsitzende hat das Ergebnis der Beschlussfassung
schriftlich festzuhalten und daruiber in der néchsten Sitzung des Landessportbeirates zu berichten.*

2. Dem § 13 wird folgender Abs. 4 angefugt:

»(4) 8 7 Abs. 4a und 4b in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit 16. Mérz 2020 in Kraft
und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufler Kraft.“

Artikel 19
Anderung des Burgenlandischen Kulturforderungsgesetzes
Das Burgenléndische Kulturforderungsgesetz, LGBI. Nr. 9/1981, in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 81/2016, wird wie folgt geéndert:
1. Nach § 6 Abs. 10 wird folgender Abs. 10a eingefiigt:

,»(10a) Sitzungen der Kulturbeirate kénnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz durchgefiihrt
werden. Dabei gelten die Bestimmungen uber die Prasenzsitzungen sinngemaR. In dringenden Fallen kann die
oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg veranlassen (Umlaufbeschluss).*

2. Der bisherige Text des § 8 erhélt die Absatzbezeichnung ,,(1)“ und folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) 8 6 Abs. 10a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 16. Mérz 2020 in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 2020 auler Kraft.*

Artikel 20
Anderung des Burgenlandischen Seniorengesetzes 2002
Das Burgenlandische Seniorengesetz 2002, LGBI. Nr.90/2002, in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 38/2015, wird wie folgt geéndert:
1. Nach § 6 Abs. 6 wird folgender Abs. 6a eingefiigt:

»(62) Sitzungen des Landes-Seniorenbeirats kénnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz
durchgefiihrt werden. In dringenden Féllen kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf
schriftlichem Weg veranlassen (Umlaufbeschluss).*

2. Die Uberschrift des § 9 lautet:
,,Ubergangsbestimmungen und Inkrafttreten‘

3. Dem § 9 wird folgender Abs. 3 angefligt:

»(3) 8 6 Abs. 6a und die Uberschrift des § 9 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.“



Artikel 21
Anderung des Burgenlandischen Krankenanstaltengesetzes 2000
Das Burgenlandische Krankenanstaltengesetz 2000 - Bgld. KAG 2000, LGBI. Nr. 52/2000, in der Fassung
des Gesetzes LGBI. Nr. 25/2018, wird wie folgt gedndert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 80 folgender Eintrag eingefiigt:
»oa. Hauptstick
Sonderbestimmungen fur Krisensituationen
8§ 80a Sonderbestimmungen fir Krisensituationen*

2. Der den 8§ 2 Z 6 beendende Punkt wird durch einen Strichpunkt ersetzt; dem § 2 wird folgende Z 7 angefiigt:

7. medizinische Versorgungseinrichtungen fir an COVID-19 Erkrankte und Krankheitsverdachtige fiir die
Dauer der Pandemie.*

3. Nach dem 5. Hauptstiick wird folgendes 5a. Hauptstlick eingefiigt:

,»ba. Hauptstiick
Sonderbestimmungen fur Krisensituationen

8§ 80a
Sonderbestimmungen fur Krisensituationen

(1) Die Landesregierung kann fir den Fall einer Epidemie, Pandemie, terroristischen Bedrohung,
kriegerischen Auseinandersetzung oder sonstigen Krisensituation durch Verordnung Ausnahmen von den
Anforderungen der 8§83 bis 3e, 5, 7 bis 7a und 9, §10 hinsichtlich der Mdoglichkeit der Sperre eines
Ambulatoriums, 88 12 bis 14, 18 Abs. 1, 88 19, 21 Abs. 1 Z 1 bis 9 und Abs. 2, 88 24a, 24c und 24d, 25 bis 27a,
29, 31 und 32, 34, 48 und 54 fur zulassig erklaren, wenn und solange dies auf Grund der besonderen Situation
erforderlich ist und der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen gewahrt bleibt.

(2) Verordnungen gemdR Abs. 1 gelten hochstens fir einen Zeitraum von sechs Monaten ab deren
Inkrafttreten.*
4. Dem § 86 wird folgender Abs. 25 angefligt:

»(25) Das Inhaltsverzeichnis, 82 Z7 und das 5a. Hauptstick in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Das 5a. Hauptstiick tritt sechs Monate
nach dessen Inkrafttreten wieder auBer Kraft.“

Artikel 22
Anderung des Burgenlandischen Sozialeinrichtungsgesetzes

Das Burgenlandische Sozialeinrichtungsgesetz - Bgld. SEG, LGBI. Nr. 71/2019, wird wie folgt ge&ndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 7 folgender Eintrag eingefiigt:
»3 7a  Ausnhahmebestimmung “

2. Nach § 7 wird folgender § 7a samt Uberschrift eingefiigt:

»87a
Ausnahmebestimmung

Im Falle einer Epidemie oder Pandemie konnen fiir die Dauer derselben auch andere zur Verfligung
stehende Geb&ude mit aufrechter Betriebsbewilligung als Sozialeinrichtung (insbesondere als Altenwohn- und
Pflegeheim) genutzt werden, ohne dass es einer gesonderten Bewilligung nach diesem Gesetz bedarf.

3. Dem § 28 wird folgender Abs. 7 angefligt:

»(7) Die Anderung im Inhaltsverzeichnis und § 7a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten
mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft.”



Artikel 23
Anderung des Landes-Wirtschaftsforderungsgesetzes 1994

Das Landes-Wirtschaftsférderungsgesetz 1994 - Wif6G, LGBI. Nr. 33/1994, in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 38/2015, wird wie folgt geéndert:

1. In 87 Abs.3 Z2 wird das Wort ,Finanzangelegenheiten“ durch die Wortfolge ,Finanz- und
Tourismusangelegenheiten* ersetzt.

2. In 87 Abs.3 Z3 wird die Wortfolge ,Wirtschafts- und Tourismusangelegenheiten” durch das Wort
»Wirtschaftsangelegenheiten ersetzt.

3. In 87 Abs.4 wird das Wort ,Finanzangelegenheiten“ durch die Wortfolge ,Finanz- und
Tourismusangelegenheiten ersetzt.

4. Dem 8 7 werden folgende Abs. 10 und 11 angefigt:

»(10) Sitzungen der Foérderkommission kénnen in dringenden Féllen auch in Form einer Telefon- oder
Videokonferenz durchgefiihrt werden. Dabei gelten die Bestimmungen ber Présenzsitzungen sinngemag.

(11) In dringenden Fallen kann der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg veranlassen
(Umlaufbeschluss). Zur Beschlussfassung bedarf es der nachweislichen Verstdndigung sdmtlicher Mitglieder.
Die Zustimmung hat durch Beisetzung der Unterschrift auf dem Geschéftsstiick oder auf geeignete elektronische
Weise zu erfolgen. Im Ubrigen gelten fir die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen (ber
Prasenzsitzungen sinngemafl. Der Vorsitzende hat das Ergebnis der Beschlussfassung schriftlich festzuhalten
und darlber in der ndchsten Sitzung der Férderkommission zu berichten.*

5. Nach Artikel V wird folgender Artikel VI angefligt:

LArtikel VI

§7 Abs. 3, 4,10 und 11 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft.“

Artikel 24
Anderung des Burgenlandischen Bedienstetenschutzgesetzes 2001
Das Burgenlandische Bedienstetenschutzgesetz 2001 - Bgld. BSchG 2001, LGBI. Nr. 37/2001, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 11/2017, wird wie folgt gedndert:
1. Nach § 87 Abs. 3 werden folgende Abs. 3a und 3b eingefigt:

»(33) Sitzungen der Bedienstetenschutzkommission koénnen auch in Form einer Video- oder
Telefonkonferenz durchgefiihrt werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber die Prasenzsitzungen sinngemaR.

(3b) In dringenden Fallen kann die oder der Vorsitzende die Beratung und Beschlussfassung der
Bedienstetenschutzkommission durch Einholung einer Erklarung der Mitglieder im Umlaufweg ersetzen. Betrifft
der Beschluss im Umlaufweg den Tatigkeitsbericht (§ 92 Abs. 1), hat die oder der Vorsitzende als Grundlage
einen Berichtsentwurf an die Mitglieder zu Gbermitteln. Im Ubrigen gelten fiir die Beschlussfassung im
Umlaufweg die Bestimmungen tber die Prasenzsitzungen sinngemaR. Die oder der Vorsitzende hat das Ergebnis
der  Beschlussfassung  schriftlich  festzuhalten und dariiber in der néchsten Sitzung der
Bedienstetenschutzkommission zu berichten.”

2. Dem§ 106 wird folgender Abs. 4 angefigt:

»(4) 887 Abs. 3a und 3b in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft.*

Artikel 25
Anderung des Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetzes
Das Landes- und Gemeindeverwaltungsabgabengesetz, LGBI. Nr. 20/1969, in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 28/2012, wird wie folgt gedndert:
1. Dem § 2 wird folgender Abs. 5 angefugt:

»(5) Schriften und Amtshandlungen, die mittelbar oder unmittelbar auf Grund der erforderlichen
MafRnahmen im Zusammenhang mit der Bewéltigung der COVID-19-Krisensituation erfolgen, sind von Landes-
und Gemeindeverwaltungsabgaben befreit.*



2. Dem § 14 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) 82 Abs. 5 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 16. Marz 2020 in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.*

Artikel 26
Anderung des Burgenlandischen Antidiskriminierungsgesetzes
Das Burgenlandische Antidiskriminierungsgesetz - Bgld. ADG, LGBI. Nr. 84/2005, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 39/2018, wird wie folgt gedndert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 34 folgender Eintrag eingefiigt:
»38 34a Bestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19*

2. Nach § 29i Abs. 5 werden folgende Abs. 5a und 5b eingefiigt:

,»(5a) Sitzungen der Kommission kénnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz durchgefiihrt
werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber die Présenzsitzungen sinngemaR.

(5b) In dringenden Fallen kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg
veranlassen (Umlaufbeschluss). Zur Beschlussfassung bedarf es der nachweislichen Verstandigung samtlicher
Mitglieder. Die Zustimmung hat durch Beisetzung der Unterschrift auf dem Geschéftsstiick oder auf geeignete
elektronische Weise zu erfolgen. Im Ubrigen gelten fiir die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen
Uber die Prasenzsitzungen sinngem&fR. Die oder der Vorsitzende hat das Ergebnis der Beschlussfassung
schriftlich festzuhalten und dariiber in der néchsten Sitzung der Kommission zu berichten.”

3. Nach § 34 wird folgender § 34a eingefligt:

.8 34a
Bestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19

Der Fortlauf einer am 16. Méarz 2020 laufenden oder nach diesem Tag zu laufen beginnenden 14-tagigen
Frist nach § 20 Abs. 1 oder 3 wird bis 30. April 2020 gehemmt.*

4. Im 8§ 37 wird der Punkt am Ende der Z 4 durch einen Strickpunkt ersetzt und folgende Z 5 angefiigt:

»D. Richtlinie (EU) Nr. 2016/801 iber die Bedingungen flr die Einreise und den Aufenthalt von
Drittstaatsangehdrigen zu Forschungs- und Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme
an einem Freiwilligendienst, Schileraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Auslibung einer Au-
pair-Téatigkeit, ABI. Nr. L 132 vom 21.05.2016 S. 21.*

5. Dem § 36 wird folgender Abs. 9 angefigt:

»(9) Hinsichtlich des Inkrafttretens des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx wird Folgendes festgelegt:

1. Der den § 34a betreffende Eintrag im Inhaltsverzeichnis und § 34a treten mit 16. Mérz 2020 in Kraft.
Dauert die COVID-19-Krisensituation tiber den 30. April 2020 hinaus an, so hat die Landesregierung
durch Verordnung den im § 34a festgesetzten Endtermin 30. April 2020 zu verléngern, nicht jedoch Uber
den 31. Dezember 2020 hinaus; der den § 34a betreffende Eintrag im Inhaltsverzeichnis und § 34a treten
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufer Kraft;

2. 829i Abs. 5a und 5b treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des
31. Dezember 2020 aufRer Kraft.”

Artikel 27
Anderung des Burgenlandischen Landes-Gleichbehandlungsgesetzes
Das Burgenléndische Landes-Gleichbehandlungsgesetz - Bgld. L-GBG, LGBI. Nr. 59/1997, in der Fassung
des Gesetzes LGBI. Nr. 79/2013, wird wie folgt gedndert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 39a folgender Eintrag eingefiigt:
»8 39b Bestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19*

2. Nach § 24 Abs. 4a werden folgende Abs. 4b und 4c eingefiigt:

»(4b) Sitzungen der Kommission kdnnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz durchgefiihrt
werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber die Présenzsitzungen sinngeman.

(4¢) In dringenden Féllen kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg
veranlassen (Umlaufbeschluss). Zur Beschlussfassung bedarf es der nachweislichen Verstandigung samtlicher
Mitglieder. Die Zustimmung hat durch Beisetzung der Unterschrift auf dem Geschéftsstiick oder auf geeignete



elektronische Weise zu erfolgen. Im Ubrigen gelten firr die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen
liber die Prasenzsitzungen sinngemafl. Die oder der Vorsitzende hat das Ergebnis der Beschlussfassung
schriftlich festzuhalten und dartber in der néchsten Sitzung der Kommission zu berichten.”

3. Nach & 39a wird folgender § 39b eingeftigt:

,»839b
Bestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19
Der Fortlauf einer am 16. Marz 2020 laufenden oder nach diesem Tag zu laufen beginnenden 14-tdgigen
Frist nach § 19 Abs. 1 oder 4 wird bis 30. April 2020 gehemmt.*
4. Dem § 41 wird folgender Abs. 7 angefugt:

,»(7) Hinsichtlich des Inkrafttretens des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx wird Folgendes festgelegt:

1. Der den § 39b betreffende Eintrag im Inhaltsverzeichnis und § 39b treten mit 16. Marz 2020 in Kraft.
Dauert die COVID-19-Krisensituation tiber den 30. April 2020 hinaus an, so hat die Landesregierung
durch Verordnung den im § 39b festgesetzten Endtermin 30. April 2020 zu verléngern, nicht jedoch
Uber den 31. Dezember 2020 hinaus; der den & 39b betreffende Eintrag im Inhaltsverzeichnis und § 39b
treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft;

2. 824 Abs. 4b und 4c treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des
31. Dezember 2020 aulRer Kraft.*

Artikel 28
Anderung des Bgld. Familienforderungsgesetzes

Das Bgld. Familienforderungsgesetz, LGBI. Nr. 20/1992, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 40/2018,
wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefligt:

,»8 19a
Video- oder Telefonkonferenzsitzungen, Umlaufbeschliisse

(1) Sitzungen des Familienbeirats kénnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz durchgefiihrt
werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber die Présenzsitzungen sinngemag.

(2) In dringenden Fallen kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg
veranlassen (Umlaufbeschluss). Zur Beschlussfassung bedarf es der nachweislichen Verstandigung samtlicher
Mitglieder. Die Zustimmung hat durch Beisetzung der Unterschrift auf dem Geschéftsstiick oder auf geeignete
elektronische Weise zu erfolgen. Im Ubrigen gelten fiir die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen
Uber die Prasenzsitzungen sinngem&B. Die oder der Vorsitzende hat das Ergebnis der Beschlussfassung
schriftlich festzuhalten und dariiber in der néchsten Sitzung des Familienbeirats zu berichten.”

2. Im § 20 erhalt der zweite Abs. 7 die Absatzbezeichnung ,,(8)*; dem 8§ 20 wird folgender Abs. 9 angefugt:

»(9) 8 19a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auler Kraft.*

Artikel 29
Anderung des Objektivierungsgesetzes
Das Objektivierungsgesetz, LGBI. Nr. 56/1988, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 52/2015, wird wie
folgt gedndert:
1. Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:
,Die Abhaltung von Sitzungen in Form von Videokonferenzen ist zul&ssig.*

2. 89 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Sitzungen der Kommission sind von der oder dem Vorsitzenden vorzubereiten, rechtzeitig
einzuberufen und zu leiten; den Vorsitz fihrt die entsendete Richterin oder der entsendete Richter.”
3. Dem § 15 wird folgender Abs. 3 angefugt:

»(3) 89 Abs. 1 in der Fassung der Z 1 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx, tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft. § 9 Abs. 1 in der Fassung der Z 2
des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Janner 2021 in Kraft.“



Artikel 30
Anderung des Burgenlandischen Landesbedienstetengesetzes 2020

Das Burgenlandische Landesbedienstetengesetz 2020 - Bgld. LBedG 2020, LGBI. Nr. 95/2019, wird wie
folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 138 folgender Eintrag eingefiigt:

»17a. Abschnitt
Fristenhemmung durch COVID-19

§ 138a Fristenhemmung*

2. Dem § 33 wird folgender Abs. 6 angefigt:

»(6) Zur Verfolgung oOffentlicher Interessen darf Telearbeit durch den Dienstgeber zeitlich befristet
angeordnet werden, wenn dies aus zwingenden dienstlichen Grinden erforderlich ist und die erforderliche
technische Ausstattung vorhanden ist.“

3. Nach § 38 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefligt:

»(4a) Abweichend von Abs. 4 darf zur Verfolgung 6ffentlicher Interessen der Verbrauch von Zeitguthaben
aus der gleitenden Arbeitszeit vom Dienstgeber durch kalenderméRige Festsetzung angeordnet werden, wenn
dies aus zwingenden dienstlichen Interessen erforderlich ist, der Bedienstete dienstfahig ist und der Dienstbetrieb
fur einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschréankt ist.*

4. Dem 8 61 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Abweichend von Abs.1 darf zur Verfolgung o&ffentlicher Interessen der Verbrauch von
Erholungsurlaub vom Dienstgeber durch kalenderméfRige Festsetzung angeordnet werden, wenn dies aus
zwingenden dienstlichen Interessen erforderlich ist, der Bedienstete dienstfahig ist und der Dienstbetrieb fiir
einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschrénkt ist. Diese Anordnung ist auch
fur den nicht verfallenen Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren zuldssig, wobei insgesamt
maximal zwei Wochen verbraucht werden mussen. Eine Woche an Urlaubsguthaben ist auf das Ausmal} der auf
eine Woche entfallenden dienstplanmaRigen Dienstzeit des Bediensteten gemal 8§38 zu beziehen. Fir
Bedienstete, denen in einem Kalenderjahr auf Grund von angeordneten Urlaubssperren oder aus anderen
gerechtfertigten Griinden der Verbrauch des Erholungsurlaubes nicht méglich war, ist diese dienstgeberseitige
Anordnung unzuléssig. Bei der Anordnung ist auf die personlichen Verhaltnisse der oder des Bediensteten
Rucksicht zu nehmen.*

5. Nach dem 17. Abschnitt wird folgender Abschnitt eingefligt:

,»17a. Abschnitt
Fristenhemmung durch COVID-19

§ 138a
Fristenhemmung

(1) Der Fortlauf von laufenden gesetzlichen Verjahrungs- und Verfallfristen betreffend Anspriiche aus dem
Dienstverhéltnis, der am 16. Marz 2020 lauft oder nach diesem Tag zu laufen beginnt, wird bis 30. April 2020
gehemmt.

(2) Abweichend von § 64 tritt der Verfall von Erholungsurlaub, dessen Verbrauch aus den Griinden des
8 61 bis 31. Dezember 2020 zul&ssig war, und der aus dienstlichen Griinden im Zusammenhang mit der COVID-
19-Krisensituation nicht verbraucht werden konnte, erst mit 31. Dezember 2021 ein.“

6. § 144 lautet:

,»8 144
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Janner 2020 in Kraft.

(2) Das Inhaltsverzeichnis, § 33 Abs. 6, § 38 Abs. 4a, § 61 Abs. 3 und der 17a. Abschnitt in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 8 33 Abs. 6 und der 17a.
Abschnitt treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft. § 38 Abs. 4a und 8 61 Abs. 3 in der Fassung
des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit Ablauf des 30. April 2021 auBer Kraft.*



Artikel 31
Anderung des Burgenlandischen Landesvertragsbedienstetengesetzes 2013

Das Burgenléndische Landesvertragsbedienstetengesetz 2013 - Bgld. LVBG 2013, LGBI. Nr. 57/2013, in
der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 37/2019, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 112a folgender Eintrag eingefugt:

,,5b. Abschnitt
Fristenhemmung durch COVID-19

§ 112b Fristenhemmung*

2. Dem § 14 wird folgender Abs. 6 angefugt:

»(6) Zur Verfolgung oOffentlicher Interessen darf Telearbeit durch den Dienstgeber zeitlich befristet
angeordnet werden, wenn dies aus zwingenden dienstlichen Grinden erforderlich ist und die erforderliche
technische Ausstattung vorhanden ist.“

3. Dem § 56 wird folgender Abs. 3 angefligt:

»(3) Abweichend von Abs.1 darf zur Verfolgung o&ffentlicher Interessen der Verbrauch von
Erholungsurlaub vom Dienstgeber durch kalenderméfRige Festsetzung angeordnet werden, wenn dies aus
zwingenden dienstlichen Interessen erforderlich ist, der Bedienstete dienstfahig ist und der Dienstbetrieb fiir
einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschrénkt ist. Diese Anordnung ist auch
fur den nicht verfallenen Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren zuldssig, wobei insgesamt
maximal zwei Wochen verbraucht werden missen. Eine Woche an Urlaubsguthaben ist auf das Ausmal3 der auf
eine Woche entfallenden dienstplanméaRigen Dienstzeit des Bediensteten gemdR 842 zu beziehen. Fir
Bedienstete, denen in einem Kalenderjahr auf Grund von angeordneten Urlaubssperren oder aus anderen
gerechtfertigten Griinden der Verbrauch des Erholungsurlaubes nicht méglich war, ist diese dienstgeberseitige
Anordnung unzuléssig. Bei der Anordnung ist auf die personlichen Verhdltnisse der oder des Bediensteten
Rucksicht zu nehmen.*

4. Nach dem 5a. Abschnitt wird folgender Abschnitt eingefligt:

,,5b. Abschnitt
Fristenhemmung durch COVID-19
§112b
Fristenhemmung

(1) Der Fortlauf von laufenden gesetzlichen Verjéhrungs- und Verfallfristen betreffend Anspriiche aus dem
Dienstverhéltnis, der am 16. Marz 2020 lauft oder nach diesem Tag zu laufen beginnt, wird bis 30. April 2020
gehemmt.

(2) Abweichend von § 59 tritt der Verfall von Erholungsurlaub, dessen Verbrauch aus den Grinden des
8 56 bis 31. Dezember 2020 zuldssig war, und der aus dienstlichen Griinden im Zusammenhang mit der COVID-
19-Krisensituation nicht verbraucht werden konnte, erst mit 31. Dezember 2021 ein.*
5. Dem § 129 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

»(11) Das Inhaltsverzeichnis, 8 14 Abs. 6, 8 56 Abs. 3 und der 5b. Abschnitt in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 14 Abs. 6 und der 5b. Abschnitt
treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft. §56 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. xx/xxxx tritt mit Ablauf des 30. April 2021 auler Kraft.”

Artikel 32
Anderung des Burgenlandischen Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997

Das Burgenlandische Landesbeamten-Dienstrechtsgesetz 1997 - LBDG 1997, LGBI. Nr. 17/1998, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 71/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 37 folgender Eintrag eingefiigt:
.8 37a Telearbeit”
2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu 8 179 folgender Eintrag eingefgt:

,»3. Abschnitt
Fristenhemmung durch COVID-19

§179a Fristenhemmung*



3. Nach § 37 wird folgender § 37a eingefligt:

,8 37a
Telearbeit

(1) Soweit nicht dienstliche oder sonstige 6ffentliche Interessen entgegenstehen, kann mit Beamten
vereinbart werden, regelméBig bestimmte dienstliche Aufgaben in einer von ihr oder ihm gewahlten, nicht zur
Dienststelle gehorigen Ortlichkeit unter Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnik zu verrichten
(Telearbeit), wenn

1.sich die oder der Beamte hinsichtlich Arbeitserfolg, Einsatzbereitschaft und der Fahigkeit zum
selbstandigen Arbeiten bewdhrt hat,
2. die Erreichung des von der oder dem Beamten zu erwartenden Arbeitserfolges durch ergebnisorientierte
Kontrollen festgestellt werden kann und
3. die oder der Beamte sich verpflichtet, die fir die Wahrung der Datensicherheit, Amtsverschwiegenheit
und anderer Geheimhaltungspflichten erforderlichen VVorkehrungen zu treffen.
(2) In der Vereinbarung nach Abs. 1 sind insbesondere zu regeln:
1. Art, Umfang und Qualitat der in Telearbeit zu erledigenden dienstlichen Aufgaben,
2. die dienstlichen Abldufe und die Art der Kommunikation zwischen Vorgesetzten und Beamten der
Dienststelle und den Telearbeit verrichtenden Beamten,
3. die Zeiten der dienstlichen Erreichbarkeit wahrend der Telearbeit und
4. die Anlassfélle und Zeiten der Anwesenheitspflicht an der Dienststelle.
(3) Telearbeit kann hochstens flir die Dauer eines Jahres vereinbart werden. Verlangerungen um jeweils
héchstens ein Jahr sind zuldssig.
(4) Die Vereinbarung von Telearbeit endet
1. durch Erklarung des Dienstgebers, wenn
a) eine der Voraussetzungen nach Abs. 1 entféllt oder
b) die oder der Beamte wiederholt einer Verpflichtung gemaR Abs. 1 Z 3 oder Abs. 2 Z 2 bis 4 nicht
nachkommt oder
¢) die oder der Beamte wiederholt den zu erwartenden Arbeitserfolg nicht erbringt oder
d) strukturelle Veranderungen des Arbeitsablaufs oder eine Organisationsanderung es erfordern, oder
2. durch Erklarung der oder des Beamten.

(5) Vom Dienstgeber sind den Beamten die zur Verrichtung von Telearbeit erforderliche technische
Ausstattung sowie die dafiir notwendigen Arbeitsmittel zur Verfiigung zu stellen.

(6) Zur Verfolgung offentlicher Interessen darf Telearbeit durch den Dienstgeber zeitlich befristet
angeordnet werden, wenn dies aus zwingenden dienstlichen Griinden erforderlich ist und die erforderliche
technische Ausstattung vorhanden ist.“

4. Nach § 51 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefiigt:

»(32) Abweichend von Abs. 3 darf zur Verfolgung oéffentlicher Interessen der Verbrauch von Zeitguthaben
aus der gleitenden Arbeitszeit vom Dienstgeber durch kalenderméfRige Festsetzung angeordnet werden, wenn
dies aus zwingenden dienstlichen Interessen erforderlich ist, der oder die Beamte dienstfahig ist und der
Dienstbetrieb flir einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschrankt ist.*

5. Dem § 84 wird folgender Abs. 3 angefigt:

»(3) Abweichend von Abs.1 darf zur Verfolgung offentlicher Interessen der Verbrauch von
Erholungsurlaub vom Dienstgeber durch kalenderméfige Festsetzung angeordnet werden, wenn dies aus
zwingenden dienstlichen Interessen erforderlich ist, der oder die Beamte dienstfahig ist und der Dienstbetrieb fiir
einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschrénkt ist. Diese Anordnung ist auch
fur den nicht verfallenen Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren zulédssig, wobei insgesamt
maximal zwei Wochen verbraucht werden mussen. Eine Woche an Urlaubsguthaben ist auf das Ausmal} der auf
eine Woche entfallenden dienstplanméRigen Dienstzeit der oder des Beamten gemdl § 51 zu beziehen. Fir
Beamte, denen in einem Kalenderjahr auf Grund von angeordneten Urlaubssperren oder aus anderen
gerechtfertigten Griinden der Verbrauch des Erholungsurlaubes nicht méglich war, ist diese dienstgeberseitige
Anordnung unzuldssig. Bei der Anordnung ist auf die personlichen Verhéltnisse der oder des Beamten Riicksicht
zu nehmen.*



6. Im 2. Hauptstiick wird nach dem 2. Abschnitt folgender Abschnitt eingefligt:
,»3. Abschnitt
Fristenhemmung durch COVID-19

§179a
Fristenhemmung

(1) Der Fortlauf von laufenden gesetzlichen Verjéhrungs- und Verfallfristen betreffend Anspriiche aus dem
Dienstverhéltnis, der am 16. Marz 2020 lauft oder nach diesem Tag zu laufen beginnt, wird bis 30. April 2020
gehemmt.

(2) Abweichend von § 85 tritt der Verfall von Erholungsurlaub, dessen Verbrauch aus den Grinden des
8§ 84 bis 31. Dezember 2020 zuldssig war, und der aus dienstlichen Griinden im Zusammenhang mit der COVID-
19-Krisensituation nicht verbraucht werden konnte, erst mit 31. Dezember 2021 ein.*

7. Dem 8 199 wird folgender Abs. 6 angefuigt:

,»(6) Das Inhaltsverzeichnis, 8§ 37a, 51 Abs. 3a und § 84 Abs. 3 sowie der 3. Abschnitt in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 37a und der 3.
Abschnitt treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufer Kraft. § 51 Abs. 3a und § 84 Abs. 3 in der Fassung
des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit Ablauf des 30. April 2021 aufer Kraft.*

Artikel 33
Anderung des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014

Das Burgenléandische Gemeindebedienstetengesetz 2014 - Bgld. GemBG 2014, LGBI. Nr. 42/2014, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 40/2019, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 29 folgender Eintrag eingefiigt:
»829 Telearbeit”

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 157n folgender Eintrag eingefiigt:

»1Xa. HAUPTSTUCK
Fristenhemmung durch COVID-19

§ 1570 Fristenhemmung*
3. Nach § 29 wird folgender § 29a eingefligt:

»8 29a
Telearbeit

(1) Soweit nicht dienstliche oder sonstige 6ffentliche Interessen entgegenstehen, kann mit Bediensteten
vereinbart werden, regelméRig bestimmte dienstliche Aufgaben in einer von ihr oder ihm gewadhlten, nicht zur
Dienststelle gehdrigen Ortlichkeit unter Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnik zu verrichten
(Telearbeit), wenn

1. sich die oder der Bedienstete hinsichtlich Arbeitserfolg, Einsatzbereitschaft und der Féhigkeit zum
selbstdndigen Arbeiten bewdhrt hat,

2.die Erreichung des von der oder dem Bediensteten zu erwartenden Arbeitserfolges durch
ergebnisorientierte Kontrollen festgestellt werden kann und

3.die oder der Bedienstete sich verpflichtet, die fiur die Wahrung der Datensicherheit,
Amtsverschwiegenheit und anderer Geheimhaltungspflichten erforderlichen VVorkehrungen zu treffen.
(2) In der Vereinbarung nach Abs. 1 sind insbesondere zu regeln:
1. Art, Umfang und Qualitat der in Telearbeit zu erledigenden dienstlichen Aufgaben,

2. die dienstlichen Ablaufe und die Art der Kommunikation zwischen Vorgesetzten und Bediensteten der
Dienststelle und den Telearbeit verrichtenden Bediensteten,

3. die Zeiten der dienstlichen Erreichbarkeit wahrend der Telearbeit und
4. die Anlassfalle und Zeiten der Anwesenheitspflicht an der Dienststelle.
(3) Telearbeit kann hochstens fiir die Dauer eines Jahres vereinbart werden. Verlangerungen um jeweils
hdchstens ein Jahr sind zuldssig.
(4) Die Vereinbarung von Telearbeit endet
1. durch Erklarung des Dienstgebers, wenn
a) eine der Voraussetzungen nach Abs. 1 entfallt oder



b) die oder der Bedienstete wiederholt einer Verpflichtung geméR Abs. 1 Z 3 oder Abs. 2 Z 2 bis 4 nicht
nachkommt oder

¢) die oder der Bedienstete wiederholt den zu erwartenden Arbeitserfolg nicht erbringt oder
d) strukturelle Veranderungen des Arbeitsablaufs oder eine Organisationsanderung es erfordern, oder
2. durch Erkléarung der oder des Bediensteten.

(5) Vom Dienstgeber sind den Bediensteten die zur Verrichtung von Telearbeit erforderliche technische
Ausstattung sowie die dafiir notwendigen Arbeitsmittel zur Verfugung zu stellen.

(6) Zur Verfolgung offentlicher Interessen darf Telearbeit durch den Dienstgeber zeitlich befristet
angeordnet werden, wenn dies aus zwingenden dienstlichen Griinden erforderlich ist und die erforderliche
technische Ausstattung vorhanden ist.”

4. Nach § 33 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefiigt:

»(4a) Abweichend von Abs. 4 darf zur Verfolgung offentlicher Interessen der Verbrauch von Zeitguthaben
aus der gleitenden Arbeitszeit vom Dienstgeber durch kalenderméRige Festsetzung angeordnet werden, wenn
dies aus zwingenden dienstlichen Interessen erforderlich ist, der Bedienstete dienstfahig ist und der Dienstbetrieb
fur einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschrankt ist.”

5. Dem § 95 wird folgender Abs. 3 angefigt:

»(3) Abweichend von Abs.1 darf zur Verfolgung offentlicher Interessen der Verbrauch wvon
Erholungsurlaub vom Dienstgeber durch kalenderméfRige Festsetzung angeordnet werden, wenn dies aus
zwingenden dienstlichen Interessen erforderlich ist, der Bedienstete dienstfahig ist und der Dienstbetrieb fiir
einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum erheblich eingeschrénkt ist. Diese Anordnung ist auch
fur den nicht verfallenen Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren zuldssig, wobei insgesamt
maximal zwei Wochen verbraucht werden missen. Eine Woche an Urlaubsguthaben ist auf das Ausmaf der auf
eine Woche entfallenden dienstplanmaRigen Dienstzeit des Bediensteten gemal 8§33 zu beziehen. Fir
Bedienstete, denen in einem Kalenderjahr auf Grund von angeordneten Urlaubssperren oder aus anderen
gerechtfertigten Griinden der Verbrauch des Erholungsurlaubes nicht méglich war, ist diese dienstgeberseitige
Anordnung unzuldssig. Bei der Anordnung ist auf die personlichen Verhaltnisse der oder des Bediensteten
Rucksicht zu nehmen.*

6. Nach dem IX. Hauptstiick wird folgendes Hauptstiick eingeflgt:

»IXa. HAUPTSTUCK
Fristenhemmung durch COVID-19
§ 1570
Fristenhemmung

(1) Der Fortlauf von laufenden gesetzlichen Verjahrungs- und Verfallfristen betreffend Anspriiche aus dem
Dienstverhéltnis, der am 16. Marz 2020 lauft oder nach diesem Tag zu laufen beginnt, wird bis 30. April 2020
gehemmt.

(2) Abweichend von § 98 tritt der Verfall von Erholungsurlaub, dessen Verbrauch aus den Grinden des
8 95 his 31. Dezember 2020 zuldssig war, und der aus dienstlichen Grinden im Zusammenhang mit der COVID-
19-Krisensituation nicht verbraucht werden konnte, erst mit 31. Dezember 2021 ein.”

7. Dem § 162 wird folgender Abs. 16 angefiigt:

,»(16) Das Inhaltsverzeichnis, 8§ 29a, 33 Abs. 4a und § 95 Abs. 3 sowie das 1Xa. Hauptstlck in der Fassung
des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 29a und das 1Xa.
Hauptstick treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufer Kraft. § 33 Abs. 4a und § 95 Abs. 3 in der Fassung
des Gesetzes LGBI.Nr. xx/xxxx treten mit Ablauf des 30.April 2021 auler Kraft.”

Artikel 34
Anderung des Burgenlandischen Landessanitatsratsgesetzes 2005

Das Burgenlandische Landessanitéatsratsgesetz 2005 - Bgld. LSRG 2005, LGBI. Nr. 85/2005, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 65/2017, wird wie folgt gedndert:

1. Nach 8§ 5 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefugt:

»(2a) Sitzungen des Landessanitatsrates kdnnen bei Vorliegen auBergewodhnlicher Verhdltnisse auch in
Form einer Videokonferenz durchgefiihrt werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber Prasenzsitzungen
sinngeman.*



2. Dem § 10 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) 85 Abs. 2 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit dem der Kundmachung folgenden
Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufRer Kraft.“

Artikel 35
Anderung des Burgenlandischen Arbeitnehmerforderungsgesetzes

Das Burgenlandische Arbeitnehmerférderungsgesetz, LGBI. Nr. 36/1987, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 9 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefugt:

,»(5a) Sitzungen des Beirates konnen in dringenden Féllen auch in Form einer Telefon- oder Videokonferenz
durchgefiihrt werden. Dabei gelten die Bestimmungen Uber Présenzsitzungen sinngeman.*
2. Nach 8 9 Abs. 6 wird folgender Abs. 6a eingefligt:

,»(62) In dringenden Féllen kann der Obmann eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg veranlassen
(Umlaufbeschluss). Zur Beschlussfassung bedarf es der nachweislichen Verstandigung sémtlicher Mitglieder.
Die Zustimmung hat durch Beisetzung der Unterschrift auf dem Geschéftsstiick oder auf geeignete elektronische
Weise zu erfolgen. Im Ubrigen gelten fiir die Beschlussfassung im Umlaufweg die Bestimmungen Uber
Préasenzsitzungen sinngeméafl. Der Obmann hat das Ergebnis der Beschlussfassung schriftlich festzuhalten und
darber in der néchsten Sitzung des Arbeitnehmerforderungsbeirates zu berichten.*

3. Dem § 10 wird folgender Abs. 3 angefligt:

»(3) 89 Abs. 5a und 6a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auRer Kraft.*

Artikel 36
Anderung des Burgenlandischen Sozialhilfegesetzes 2000
Das Burgenlandische Sozialhilfegesetz 2000 - Bgld. SHG 2000, LGBI. Nr. 5/2000, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 64/2019, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 15 wird folgender Abs. 4 angefigt:

»(4) Die néheren Bestimmungen uber die Hilfe in besonderen Lebenslagen sind in den von der
Landesregierung zu erlassenden Richtlinien festzulegen. Die Richtlinien sind im Landesamtsblatt zu
veroffentlichen.

2.8 60 Abs. 1 Z 1 entfallt.

3.860 Abs. 1 Z 1 lautet:
ol zur Entscheidung (ber die Hilfe in besonderen Lebenslagen (3. Abschnitt);*

4. Dem 8 80 wird folgender Abs. 13 angefligt:

»(13) 8 15 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxx und § 60 Abs. 1 in der Fassung der Z 2
des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx treten mit 1. Mai 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auler
Kraft. § 60 Abs. 1 Z 1 in der Fassung der Z 3 des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx tritt mit 1. Janner 2021 in Kraft.*



Vorblatt
Inhalt

Die im gesamten Bundesgebiet fortschreitenden Infektionen mit dem COVID- 19 sowie damit einhergehende
bereits bundesseits angeordnete behdrdliche MaBnahmen wie Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren sowie
hausliche Quarantanen fiihren beginnend ab 16. Marz 2020 zu weitreichenden Einschrankungen des taglichen
Lebens und begrenzen die Mdglichkeiten der Bevdlkerung, ihre (blichen Erledigungen durchzufiihren. Dies hat
auch auf Verwaltungsverfahren und weitere landesgesetzlich geregelte Lebensbereiche Auswirkungen. Mit dem
vorliegenden Sammelgesetz sollen die zur Bewéltigung der aktuellen COVID-19-Pandemie erforderlichen
landesrechtlichen MaBRnahmen getroffen werden. Thematisch betreffen die getroffenen MalRnahmen
grundsatzlich zwei Themenkomplexe: einerseits eine Hemmung bestehender Fristenldufe, um somit
insbesondere fir den Burger nachteilige Folgen abzuwenden, andererseits inhaltliche Anpassungserfordernisse
die insbesondere auch der zur Einddmmung der Krise erforderlichen Minimierung der Sozialkontakte und damit
des Infektionsrisikos gerecht werden sollen (zB Implementierung der Mdglichkeit von Telefon- und
Videokonferenzen, Umlaufbeschliissen). Alle hierbei gesetzten landesrechtlichen MalRnahmen sind mit einem
AuBerkrafttretensdatum versehen.

Ldsung:

Erlassung des vorliegenden Gesetzes.
Alternativen:

Beibehaltung der derzeitigen Rechtslage.

Verhdltnis zu Rechtsvorschriften der Européischen Union
Die vorgesehenen Regelungen fallen U(berwiegend nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der
Européischen Union oder sind mit diesem vereinbar.

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:
Keine.



Erlauterungen

Zu Artikel 1 (Anderung des Burgenlandischen Landes-Rechnungshof-Gesetzes):
Zu § 7 Abs. 4:

Der vorliegende Entwurf ermdglicht dem Burgenlandischen Landes-Rechnungshof in begriindeten
Ausnahmefallen die der gepriiften Stelle zur Abgabe einer schriftlichen AuRerung eingeraumte Frist von
maximal 10 Wochen nach Abs. 2 wie auch die der gepriften Stelle nach Abs. 3 gesetzte Frist Uber begriindetes
Ersuchen der gepriften Stelle einmalig zu verlangern. Ein Ausnahmefall liegt etwa im Falle einer Katastrophe
oder eines vergleichbaren Ereignisses - wie etwa gegenwartig der COVID-19-Pandemie - durch welche die
Aufrechterhaltung des reguldren Dienstbetriebes der gepriften Stelle ohne deren Verschulden malgeblich
erschwert ist, vor. Die Fristerstreckung ist binnen offener Frist zu beantragen und tber deren Gewéhrung ist vom
Direktor des Landes-Rechnungshofes zu entscheiden.

Zu 8§ 8 Abs. 8:

Die Frist zur Berichterstattung Uber die aufgrund der Priifungsergebnisse des Landes-Rechnungshofes gesetzten
MafRnahmen wird ab 16. Marz 2020 fur die Dauer von drei Monaten (sohin bis 16. Juni 2020) gehemmt.

Zu § 18 Abs. 4:

Die Maoglichkeit der Fristerstreckung nach § 7 Abs. 4 ist auf alle Prifungen, deren Ergebnis dem Landtag noch
nicht bis zum 1. April 2020 Ubermittelt wurde, anwendbar.

Zu Artikel 2 (Anderung des Burgenlandischen Landesverwaltungsgerichtsgesetzes):

Der vorliegende Entwurf beschrénkt sich auf die Ermdglichung der Abhaltung von Vollversammlungen per
Videokonferenz bzw. von Beschlussfassung der Vollversammlung im Umlaufweg. Anlass sind die
Einschréankungen des 6ffentlichen Lebens durch COVID-19, Ziel ist die Aufrechterhaltung des Gerichtsbetriebes
unter gleichzeitiger Bedachtnahme auf den Schutz der Richterinnen und Richter sowie der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Gerichts.

Zu 8 7 Abs. 6:

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie, jedoch auch mit Bedachtnahme auf die zunehmende
Digitalisierung des (Arbeits)Alltags in der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird die Moglichkeit zur Abhaltung von
Vollversammlungen per Videokonferenz bzw. von Beschlussfassung der Vollversammlung im Umlaufweg
geschaffen. Da die Richterinnen und Richter des Landesverwaltungsgerichts mit der technischen Infrastruktur
ausgestattet sind, die ein disloziertes Arbeiten (Teleworking, Home-Office) bereits jetzt ermdglicht, ist auch die
fir die Abhaltung von Videokonferenzen notwendige technische Infrastruktur vorhanden. Wie auch bei den
sonstigen Bestimmungen der Sammelnovelle ist auch die Ermdglichung der Abhaltung von Vollversammlungen
per Videokonferenz und die Beschlussfassung der Vollversammlung im Umlaufweg mit einer sunset clause
(AuBerkrafttreten mit 31. Dezember 2020) versehen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Burgenlandischen Baugesetzes 1997):

Im Burgenlandischen Baugesetz 1997 soll gewahrleistet werden, dass Birgerinnen und Biirgern aufgrund dieser
auBerordentlichen Situation keine Rechtsschutznachteile durch Versdumung wichtiger Fristen erleiden. Es sollen
daher in behordlichen Verfahren vor den Baubehdrden alle Fristen bis 31. Mai 2020 gehemmt werden.

Zu Inhaltsverzeichnis:
Anpassung des Inhaltsverzeichnisses
Zu § 33a:

Aufgrund der derzeitig angeordneten behdrdlichen MalRnahmen wie Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren
sowie hdusliche Quarantdne ist ein Tatigwerden innerhalb der gesetzlich vorgesehen Fristen nicht immer
mdglich oder tunlich, sollen doch persénliche Kontakte zwischen Menschen so weit wie moglich vermieden
werden. Es sollen daher fiir eine gewisse Zeit in behordlichen Verfahren vor den Baubehérden alle Fristen
gehemmt werden (Abs. 1). Die Frist wird in Folge mit 1. Juni 2020 fortgesetzt.

In Abs. 2 soll gewahrleistet werden, dass fur den Fall einer l&nger andauernden Einschréankung des taglichen

Lebens durch MaRnahmen der Landesregierung die Frist des 31. Mai 2020 durch Verordnung weiter erstreckt
werden kann

Zu § 35 Abs. 11:
Regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.



Zu Artikel 4 (Anderung des Bgld. Camping- und Mobilheimplatzgesetzes):

Im Bgld. Camping- und Mobilheimplatzgesetz soll gewéhrleistet werden, dass Birgerinnen und Biirgern
aufgrund dieser auferordentlichen Situation keine Rechtsschutznachteile durch Versdumung wichtiger Fristen
erleiden. Es sollen daher in behordlichen Verfahren alle Fristen bis 31. Mai 2020 gehemmt werden.

Zu 8§ 28 Abs. 4 und 5:

Aufgrund der derzeitig angeordneten behdrdlichen MalRnahmen wie Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren
sowie hdusliche Quarantdne ist ein Tatigwerden innerhalb der gesetzlich vorgesehen Fristen nicht immer
mdglich oder tunlich, sollen doch persénliche Kontakte zwischen Menschen so weit wie mdglich vermieden
werden. Es sollen daher flr eine gewisse Zeit in behdrdlichen Verfahren alle Fristen gehemmt werden (Abs. 4).
Die Frist wird in Folge mit 1. Juni 2020 fortgesetzt.

In Abs. 5 soll gewéhrleistet werden, dass fur den Fall einer l&nger andauernden Einschrénkung des téglichen
Lebens durch MaBnahmen der Landesregierung die Frist des 31. Mai 2020 durch Verordnung weiter erstreckt
werden kann

Zu § 32 Abs. 3:
Regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 5 (Anderung des Burgenlandischen Tourismusgesetzes 2014):

Im Burgenl&ndischen Tourismusgesetz 2014 soll einerseits gewahrleistet werden, dass Personen, die im Zuge
von Kriseneinsdtzen in Beherbergungsbetreiben untergebracht sind keine Ortstaxe zu entrichten haben und
anderseits soll die Frist fir den Tourismusforderungsbeitrag verlangert werden.

Zu § 28 Abs. 3 Z7 :

Aufgrund der derzeitigen COVID-Krise werden Personen, die im Zuge von Kriseneinsatzen in
Beherbergungsbetrieben zwecks Ausiibung einer beruflichen Téatigkeit zur Aufrechterhaltung von Kkritischer
Infrastruktur oder der Versorgungssicherheit untergebracht werden von der Ortstaxe befreit.

Zu § 28 Abs. 3 in der Fassung der Z 2:

Diese Novellierungsanordnung ist erforderlich, um mit 1. Janner 2021 die derzeit in Geltung stehende
Rechtslage (Burgenléndische Tourismusgesetz 2014 - Bgld. TG 2014, LGBI. Nr. 63/2014, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 62/2018) wiederherzustellen.

Zu 8§ 34 Abs. la:

Aufgrund der derzeitig angeordneten behdrdlichen MalRnahmen wie Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren
sowie hdusliche Quaranténe ist ein Téatigwerden innerhalb der gesetzlich vorgesehen Fristen nicht immer
mdglich oder tunlich, sollen doch persénliche Kontakte zwischen Menschen so weit wie mdglich vermieden
werden. Jeder Beitragspflichtige hat bis zum 15. April eines jeden Jahres eine Beitragserklarung hinsichtlich des
Tourismusférderungsbeitrages abzugeben. Da dies aufgrund der derzeitigen Situation nicht moglich ist, wird die
Frist fUr die Abgabe der Beitragserklarung auf 15. Oktober 2020 verlegt.

Zu § 34 Abs. 2a:

In Abs. 2 wird auch die Frist fur die Falligkeit des Tourismusférderungsbeitrages auf 15. Oktober 2020 verlegt.
Zu § 45 Abs. 3:

Regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 6 (Anderung des Bgld. Veranstaltungsgesetzes):

Im Bgld. Veranstaltungsgesetz kann die Betriebspflicht, ununterbrochen Ausspielungen geméai § 2 Abs. 3 GSpG
durchzufuhren aufgrund der derzeitigen Krisensituation bis zur Aufhebung von behérdlichen Malinahmen wie
Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren entfallen.

Zu § 8b Abs. 6 in der Fassung der Z 1:

Die Bewilligungsinhaberin ist verpflichtet, die bewilligten Ausspielungen gemdl 82 Abs.3 GSpG
ununterbrochen und unter vollstandiger Aufstellung aller bewilligten Gliicksspielautomaten durchzufiihren.
Aufgrund der zeitig angeordneten behérdlichen MaRnahmen wie Ausgangsbeschrdnkungen bzw. -sperren sowie
hausliche Quaranténen ist dies derzeit jedoch nicht mdglich. Aus diesem Grunde kann diese Betriebspflicht auf
Grund des Auftretens von Krisensituationen und den damit einhergehenden behérdlichen Einschrankungen bis
zur Aufhebung der behdrdlichen Einschrankungen entfallen.

Zu 8 8b Abs. 6 in der Fassung der Z 2:

Die Novellierung des § 8b Abs. 6 anldsslich der COVID-KTrise soll nur bis Ablauf des 31. Dezember 2020 in
Kraft sein. Danach soll 88b Abs.6 wieder in der derzeit in Geltung stehenden Fassung (Bgld.
Veranstaltungsgesetz, LGBI. Nr. 2/1994, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 86/2019) in Kraft treten; daher



ist diese Novellierungsanordnung (Zitierung des § 8b Abs. 6 Bgld. Veranstaltungsgesetz, LGBI. Nr. 2/1994, in
der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 86/2019) aus legistischer Sicht erforderlich.

Zu § 26 Abs. 15:
Regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 7 (Burgenlandisches Heizungs- und Klimaanlagengesetz - Bgld. HKG):

Im Burgenlandischen Heizungs- und Klimaanlagengesetz wird eine Hemmung der Fristen fir Meldung,
Uberpriifung, Registrierung und Mangelbehebung bei Heizungs- und Klimaanlagen sowie eine Verlangerung der
Madglichkeit nachtraglich Uberpriifungen durchzufiihren von einem auf drei Monate vorgesehen.

Zu 827 Abs. 1, 8 28 Abs. 1 und § 35 Abs. 1 in der Fassung der Z 1:

Die einfache, wiederkehrende und umfassende Uberpriifung von Heizungs- und Klimaanlagen im
Anwendungsbereich des Bgld. HKG in § 27 Abs. 1 vorletzter Satz, § 28 Abs. 1 letzter Satz und § 35 Abs. 1
letzter Satz kann bereits derzeit bis zu einen Monat nach der gesetzlich vorgesehenen vierwdchigen Frist
erfolgen. Diese Nachfrist fir Uberpriifungen wird auf Grund der COVID-19-Pandemie von einem auf drei
Monate verlangert. So wird verhindert, dass die faktische Unmdglichkeit von Uberpriifungen in der derzeitigen
Situation mit Verwaltungsstrafen wegen Verstden gegen das Bgld. HKG (§ 51 Abs. 1 Z 20 und 32) geahndet
wird.

Zu 8 27 Abs. 1, 8 28 Abs. 1 und § 35 Abs. 1 in der Fassung der Z 2, 3 und 4:

Diese Novellierungsanordnungen sind erforderlich, um mit 1. Janner 2021 die derzeit in Geltung stehende
Rechtslage (Burgenlandische Heizungs- und Klimaanlagengesetz - Bgld. HKG, LGBI. Nr. 33/2019)
wiederherzustellen.

Zu § 54 Abs. 9:

Die fristgebundene Meldung der Errichtung oder Anderung einer Anlage gemaR § 23 Abs. 2 Bgld. HKG,
erstmalige und wiederkehrende Uberpriifung einer Feuerungs- oder Klimaanlage gemaR § 25 Abs. 1 bzw. § 35
Abs. 1, Behebung von Méngeln geméR 8 32 Abs. 1 bzw. § 36 Abs. 1 sowie Registrierung von Inbetriebnahme
oder Anderung mittelgroRer Feuerungsanlagen gemaR § 45 Abs. 1 kénnen unter den derzeitigen Bedingungen
nur schwer in gesetzeskonformer Weise erfolgen, sind aber mit Verwaltungsstrafe bedroht (Strafbestimmungen
in § 51 Abs. 1 Z 19, 20, 25 bis 27, 32, 36). Daher wird auch fiir diese Fristen nach Vorbild der bundesrechtlichen
Regelungen fiir das verwaltungsbehérdliche Verfahren eine Hemmung bis zum 30. April 2020 vorgesehen.

Zu § 55 Abs. 6:
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuRRerkrafttreten.

Zu Artikel 8 (Anderung des Gesetzes (iber den Nationalpark Neusiedler See - Seewinkel)

Im Gesetz Uber den Nationalpark Neusiedler See - Seewinkel werden die Termine fir Verpflichtungen des
Nationalparkdirektors zur Vorlage des Rechnungsabschlusses, eines Voranschlages und Arbeitsprogrammes an
den Vorstand und die darauf aufbauenden Verpflichtungen des Vorstandes jeweils um funf Monate nach hinten
verschoben, weil die Termine - auch im Vergleich zu anderen Landesgesetzen - nicht realistisch bemessen sind.

Zu § 15 Abs. 4 in der Fassung der Z 1:

Der Nationalparkdirektor ist derzeit gemaR § 19 Abs. 4 NPG 1992 verpflichtet, dem Vorstand bis 1. Feber des
Geschaftsjahres den Rechnungsabschluss des Vorjahres und fir das nachste Geschéftsjahr einen Voranschlag
sowie das Arbeitsprogramm vorzulegen. Diese vergleichsweise knapp bemessene Frist soll einer Anregung des
Rechnungshofes entsprechend verlangert werden (siehe die Erlauterungen zu Z 2).

Dadurch ergibt sich jedoch die Notwendigkeit, den in § 15 Abs. 4 NPG 1992 mit 1. Mai festgelegten Termin fir
die Vorlage von Vorstandsbeschliissen ber Voranschlag, Rechnungsabschluss, Arbeitsprogramm sowie tber
Vertrage an die Landesregierung als Aufsichtsbehdrde sowie an die Nationalparkkommission ebenfalls um fiinf
Monate nach hinten zu verschieben.

Zu 8 19 Abs. 4 in der Fassung der Z 3:

Der Nationalparkdirektor ist derzeit verpflichtet, dem Vorstand bis 1. Feber des Geschaftsjahres den
Rechnungsabschluss des Vorjahres und fir das nédchste Geschaftsjahr einen Voranschlag sowie das
Arbeitsprogramm vorzulegen. Wie auch bei der jiingsten Rechnungshofprifung festgestellt wurde, kann diese
Frist realistischer Weise nicht eingehalten werden. Auch im Vergleich zu &hnlichen Bestimmungen in
Landesgesetzen ist die Frist viel kiirzer bemessen (zB § 28 Abs. 3 Landwirtschaftskammergesetz).

Zu § 19 Abs. 4 in der Fassung der Z 2 und 4:

Diese Novellierungsanordnungen sind erforderlich, um mit 1. Janner 2021 die derzeit in Geltung stehende
Rechtslage (Nationalpark Neusiedler See - Seewinkel - NPG 1992, LGBI. Nr. 28/1993) wiederherzustellen.



Zu 8§ 40 Abs. 2:

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuBerkrafttreten. Der gednderte Termin soll auch fir die bereits
bis zum 1. Feber 2020 félligen Handlungen des Nationalparkdirektors nach 8 19 Abs. 4 NPG 1992 anwendbar
sein.

Zu Artikel 9 (Anderung des Burgenlandischen Landwirtschaftskammergesetzes)

Im Burgenlédndischen Landwirtschaftskammergesetz wird bei Vorliegen eines wichtigen Grundes die
Verléngerung der Fristen fir Vorlage von Rechnungsabschluss und Jahresvoranschlag auf Antrag und nach
Beschluss der Landesregierung ermaglicht. Diese Anderung soll die Handlungsfahigkeit bei Ereignissen wie den
aktuellen Einschréankungen zur Verhinderung der Verbreitung der COVID-19-Pandemie sicherstellen.

Zu § 28 Abs. 4:

§ 28 Burgenlandisches Landwirtschaftskammergesetz betrifft den Jahresvoranschlag und Rechnungsabschluss,
fur deren Vorlage an die Landesregierung gesetzliche Fristen vorgesehen sind (20. Dezember eines jeden Jahres
fur das kommende Jahr und 31.Juli des nachfolgenden Kalenderjahres). Die gegenstdndliche Regelung
ermdglicht der Landesregierung auf Ersuchen der Landwirtschaftskammer die Verldngerung der gesetzlichen
Fristen in einem angemessenen AusmaB. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn wie
gegenwaértig anlasslich der COVID-19-Pandemie die Wahrnehmung der Aufgaben der Kammerorgane ohne
deren Verschulden maBgeblich erschwert ist.

Zu § 111 Abs. 8:
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuRRerkrafttreten.

Zu Artikel 10 (Anderung des Flurverfassungs-Landesgesetzes)

GemaR Art. | Abs. 3 lit. 1b EGVG sind ,in den Angelegenheiten der Bodenreform mit Ausnahme des in diesen
Angelegenheiten durchzufiihrenden Strafverfahrens” die Verwaltungsverfahrensgesetze nicht anzuwenden,
soweit ,,nicht ausdriicklich anderes bestimmt ist“. Da im Flurverfassungs-Landesgesetz lediglich punktuell auf
einzelne Bestimmungen des AVG verwiesen wird, finden die bundesrechtlichen Vorschriften im COVID-19-
VwWBG, BGBI. | Nr.16/2020, in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBI. | Nr.23/2020, ansonsten keine
Anwendung und es bestand ein punktueller Regelungsbedarf im Landesrecht.

Im Flurverfassungs-Landesgesetz erfolgen Klarstellungen dahingehend, dass die kurz bemessenen Fristen fur die
Einberufung von Vollversammlung der Zusammenlegungs- und Agrargemeinschaft bei Entgegenstehen anderer
gesetzlicher Bestimmungen, insbesondere solcher in Zusammenhang mit MaRnahmen zur Verhinderung der
Verbreitung der COVID-19-Pandemie, nicht einzuhalten sind. Bei der Neuwahl zu Mitgliedern des
Verwaltungsausschusses der Agrargemeinschaft wird festgehalten, dass bis nach der Durchfiihrung der Neuwahl
die bislang amtierenden Mitglieder die Funktion weiterhin wahrnehmen. Auch in 8§57 Abs. 1, der das
Widerspruchsrecht der Agrargemeinschaft bei der Ubertragung eines Anteilsrechtes in bestimmten Fallen
betrifft, wird bei Vorliegen eines wichtigen Grundes die Mdoglichkeit einer Fristverlangerung durch die
Agrarbehdrde aufgenommen.

Zu § 8 Abs. 3 in der Fassung der Z 1:

Die in § 8 Abs. 3 Flurverfassungs-Landesgesetz mit zwei Wochen ab Verlangen relativ kurz bemessene Fristen
fur die Einberufung der Vollversammlung der Zusammenlegungsgemeinschaft kann in Ausnahmeféllen
unbeachtlich werden, sofern wie derzeit wegen der COVID-19-Pandemie ein Zusammentreten von mehreren
Menschen mdglichst verhindert werden soll.

Zu § 49 Abs. 4 in der Fassung der Z 3:

Auch fur die mit acht Tagen bemessenen Fristen fiir die Einberufung der Vollversammlung der
Agrargemeinschaft durch den Obmann in § 49 Abs. 4 Flurverfassungs-Landesgesetz auf Wunsch der Mitglieder
von einem Viertel der Anteile der Agrargemeinschaft erfolgt die Klarstellung, dass die Frist nicht einzuhalten ist,
wenn dadurch anderen gesetzlichen Bestimmungen zuwidergehandelt wiirde. Dabei sind insbesondere
Vorkehrungen wie jene im Zuge der COVID-19-Pandemie berticksichtigen.

Zu § 50 Abs. 2 in der Fassung der Z 5:

Durch diese Erganzung wird in § 50 Abs. 2 Flurverfassungs-Landesgesetz eine Regelung fir den Fall getroffen,
dass nach Ablauf der funfjahrigen Amtsdauer des Verwaltungsausschusses der Agrargemeinschaft nicht
rechtzeitig eine Neuwahl durchgefiihrt wird. In diesem Fall sollen die letzten gewahlten Mitglieder die Aufgaben
bis zur Durchfiihrung der Neuwahl wahrnehmen.

Zu 8§ 57 Abs. 1 in der Fassung der Z 7:

Bei der beabsichtigten Ubertragung eines Anteilsrechtes an einer Agrargemeinschaft kommt dieser gemaf § 57
Flurverfassungs-Landesgesetz ein Vorkaufsrecht zu, sofern die Ubertragung an ein Mitglied oder die in § 56
Abs. 2 leg.cit. genannten Eigentimer land- und forstwirtschaftlicher Grundstiicke erfolgt.



Die gegenstandliche Regelung ermdglicht der Agrarbehdrde auf Antrag die angemessene Verldngerung der
sechswdchigen Frist der Agrargemeinschaft. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn wie
gegenwartig anlasslich der COVID-19-Pandemie die Wahrnehmung der Aufgaben der Agrargemeinschaft ohne
ihr VVerschulden maligeblich erschwert ist.

Zu 8 8 Abs. 3 in der Fassung der Z 2, § 49 Abs. 4 in der Fassung der Z 4, 8 50 Abs. 2 in der Fassung der
Z 6 und § 57 Abs. 1 in der Fassung der Z 8:

Diese Novellierungsanordnungen sind erforderlich, um mit 1. Janner 2021 die derzeit in Geltung stehende
Rechtslage (Flurverfassungs-Landesgesetz, LGBI. Nr. 40/1970, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 63/2018)
wiederherzustellen.

Zu § 109 Abs. 4:
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 11 (Anderung des Burgenlandischen Jagdgesetzes 2017):

Die Bezirksverwaltungsbehdrde erhdlt durch Novellierung des Burgenlandischen Jagdgesetzes 2017 die
Maoglichkeit, auf Antrag und bei Vorliegen eines wichtigen Grundes die Frist fur den Verfall von
nichtbehobenen Pachtanteilen der Grundbesitzer eines Genossenschaftsjagdgebietes um bis zu drei Monate zu
verlangern.

Zu 8 50 Abs. 5a:

8 50 Burgenléndisches Jagdgesetz 2017 regelt die VVorgehensweise zur Aufteilung des Pachtbetrages auf alle
Eigentimerinnen und Eigentimer der das Genossenschaftsjagdgebiet bildenden Grundstiicke. Nach
rechtskraftiger Bestimmung der Anteile wird gemaR 8 50 Abs. 4 in ortsliblicher Weise kundgemacht, dass die
Grundbesitzerinnen und Grundbesitzer ihre Anteile binnen einer kalendermaRBig festzusetzenden Frist von sechs
Monaten beheben kénnen. Anteilsbetrdge, die binnen dieser Frist nicht behoben werden, verfallen zu Gunsten
der Jagdgenossenschaft. Diese Frist kann auf Antrag von der Bezirksverwaltungsbehdrde um bis zu drei Monate
verlangert werden, sofern ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher Grund waére beispielsweise in den
Beschrankungen wegen der gegenwadrtigen rechtlichen Malnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von
COVID-19 zu erblicken.

Zu 8 170 Abs. 11:
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 12 (Anderung des Burgenléndischen Grundverkehrsgesetzes 2007):

Da der reguldre Dienstbetrieb der zur Entscheidung im Burgenlédndischen Grundverkehrsgesetz 2007
zustandigen Grundverkehrsbezirkskommissionen wegen der Unmdglichkeit eines Zusammentritts der auf Grund
der MaBnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der COVID-19-Pandemie nicht aufrechterhalten werden
kann, wird befristet ein Vorgehen mittels Umlaufbeschluss erméglicht vorgesehen.

Zu § 26 Abs. 4:

Die derzeitigen Einschrénkungen des &6ffentlichen Lebens durch COVID-19 dauern voraussichtlich langer an
und stehen auch einem Zusammentritt der Grundverkehrsbezirkskommissionen (8§26 GVG 2007) als
Grundverkehrshehdrden entgegen. Die Beschlussfassung im Umlaufweg wird daher im Fall auBergewdhnlicher
Verhaltnisse in dringenden Angelegenheiten erméglicht.

Zu 8§ 34 Abs 4:
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 13 (Anderung des Burgenlandischen Raumplanungsgesetzes 2019):

Die Anderung des Burgenlandischen Raumplanungsgesetzes 2019 soll die Handlungsfahigkeit des
Raumplanungsbeirates unabhé&ngig von der politischen Zusammensetzung der Landesregierung sicherzustellen.

Zu8 10 Abs. 1:

Diese Anderung soll die Handlungsfihigkeit des Raumplanungsbeirates unabhingig von der politischen
Zusammensetzung der Landesregierung sicherzustellen.



Zu 8§59 Abs. 3:
Regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 14 (Gesetz Giber Malinahmen zu COVID-19 in Verfahren der Raumplanung im Burgenland):
Zum Gesetz tGber Malinahmen zu COVID-19 in Verfahren der Raumplanung im Burgenland:

Die im gesamten Bundesgebiet fortschreitenden Infektionen mit dem COVID-19 sowie damit einhergehende
angeordnete behérdliche MalRnahmen wie Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren sowie hausliche Quarantanen
fuhren zu weitreichenden Einschrankungen des taglichen Lebens und begrenzen die Mdglichkeiten der
Bevolkerung, ihre ublichen Erledigungen durchzufiihren. Es soll daher gewéhrleistet werden, dass Blrgerinnen
und Birgern aufgrund dieser auBerordentlichen Situation keine Rechtsschutznachteile durch Versdumung
wichtiger Fristen erleiden.

Zu §1:

In Anlehnung an die Vorgehensweise des Bundes in Art. 16 881 bis 5 2. COVID-19-Gesetz, BGBI. |
Nr. 16/2020, wird auch in Verfahren der Raumplanung eine Generalklausel zur Unterbrechung und zum
Neubeginn  des Fristenlaufes  vorgesehen. Inshesondere das Verfahren zur Erlassung von
Flachenwidmungsplénen (Verordnung der Gemeinde) enthdlt einige Fristen, die im Hinblick auf die Folgen der
Ausgangsbeschrankungen durch die Coronakrise gesondert betrachtet werden sollten.

82 Abs.2 Bgld. RPEG soll die Publizitat und die Beteiligungsmoglichkeiten der Gemeindebevdlkerung
sicherstellen: Die Anderung des Flachenwidmungsplans ist ortsiiblich kundzumachen (Amtstafel) und die Pline
sind fur 6 Wochen zur allgemeinen Einsicht am Gemeindeamt aufzulegen. Gem. § 2 Abs. 5 Bgld. RPEG ist
jedermann berechtigt, begriindete Stellungnahmen einzubringen. Durch die Ausgangsbeschrankungen beziiglich
der Coronakrise werden diese Beteiligungsmdglichkeiten massiv eingeschrénkt. Vielfach werden
Kundmachungen an der Amtstafel nicht in gleicher Art wie sonst verfolgt, weiters wird die Einsichtnahme am
Gemeindeamt nicht in gewohnter Art mdglich sein.

Das Bgld. RPEG sieht weitere Fristen vor, deren Einhaltung die Coronakrise Probleme bereitet: Die
Amtssachverstandigen haben gem. § 2 Abs. 3 ihre Gutachten innerhalb der 6-wdchigen Auflagefrist abzugeben.
In den Fachbereichen, in denen eine Vor-Ort-Besichtigung erforderlich ist, kann diese Frist derzeit nicht
eingehalten werden. Analog ist die Problemlage bei der Erlassung von Bebauungsplénen nach den
Bestimmungen des § 48 Bgld. RPG 2019 zu sehen.

Zu §2:

Durch diese Bestimmung soll gewahrleistet werden, dass fiir den Fall einer langer andauernden Einschrankung
des téglichen Lebens die Landesregierung die in § 1 angeordnete allgemeine Unterbrechung von Fristen
verlangern, verkiirzen oder weitere allgemeine Ausnahmen von der Unterbrechung vorsehen kann. Letztlich
sieht das Bgld. RPG in vielen sehr unterschiedlich gelagerten Féllen Fristen vor (6ffentliche Auflage von
geplanten Flachenwidmungsplananderungen, o6ffentliche Auflage bei der Erlassung von Bebauungsplanen,
Stellungnahmefristen bei Umlaufbeschlissen des Raumplanungsbeirates, Frist fir die Aufhebung einer
Baugenehmigung bei Widmungswidrigkeit etc) Es wurde sorgfaltig geprift, welche Sachverhalte im Hinblick
auf Ausgangsbeschrankungen (insb im Zusammenhang mit der auf Grund der Ausgangsbeschrdnkungen
eingeschrankten Publizitat) fur die Blrger problematisch sein kénnten bzw wo Rechtsunsicherheiten entstehen
koénnten, auf diese Sachverhalte zielt das Gesetz ab. Andere Sachverhalte sollen von der Fristenunterbrechung
nicht erfasst werden.

Zu 8§ 3:
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuBerkrafttreten dieses Gesetzes.

Zu Artikel 15 (Anderung des Bgld. Starkstromwegegesetzes):

Die im gesamten Bundesgebiet fortschreitenden Infektionen mit dem COVID-19 sowie damit einhergehende
angeordnete behdrdliche MalRnahmen wie Ausgangsbeschrénkungen bzw. -sperren sowie hdusliche Quaranténen
fuhren zu weitreichenden Einschrdnkungen des téglichen Lebens und begrenzen die Maoglichkeiten der
Bevolkerung, ihre ublichen Erledigungen durchzufiihren. Es soll daher gewéhrleistet werden, dass Blrgerinnen
und Burgern aufgrund dieser auferordentlichen Situation keine Rechtsschutznachteile durch Versaumung
wichtiger Fristen erleiden.

Zu 810 Abs. 6 und 7:

Aufgrund der derzeitig angeordneten behdrdlichen MalRnahmen wie Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren
sowie hausliche Quaranténe ist ein Tatigwerden innerhalb der gesetzlich vorgesehen Fristen nicht immer
moglich oder tunlich, sollen doch personliche Kontakte zwischen Menschen so weit wie mdglich vermieden
werden. Es sollen daher fiir eine gewisse Zeit in behdrdlichen Verfahren alle Fristen gehemmt werden (Abs. 6).



In Abs. 7 soll gewéhrleistet werden, dass fur den Fall einer l&nger andauernden Einschrénkung des téglichen
Lebens durch MaRnahmen der Landesregierung die Frist des 31. Mai 2020 durch Verordnung weiter erstreckt
werden kann.

Zu § 27 Abs. 3:
Regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 16 (Anderung des Burgenlandischen Elektrizitatswesengesetzes 2006):

Die im gesamten Bundesgebiet fortschreitenden Infektionen mit dem COVID-19 sowie damit einhergehende
angeordnete behdrdliche MalRnahmen wie Ausgangsbeschrénkungen bzw. -sperren sowie hdusliche Quaranténen
fuhren zu weitreichenden Einschrdnkungen des téglichen Lebens und begrenzen die Mdglichkeiten der
Bevolkerung, ihre ublichen Erledigungen durchzufiihren. Es soll daher gewéhrleistet werden, dass Blrgerinnen
und Burgern aufgrund dieser auferordentlichen Situation keine Rechtsschutznachteile durch Versaumung
wichtiger Fristen erleiden.

Zum Inhaltsverzeichnis:
Anpassung des Inhaltsverzeichnisses
Zu § 23a:

Aufgrund der derzeitig angeordneten behdrdlichen MalRnahmen wie Ausgangsbeschrankungen bzw. -sperren
sowie hausliche Quaranténe ist ein Tatigwerden innerhalb der gesetzlich vorgesehen Fristen nicht immer
mdglich oder tunlich, sollen doch persdnliche Kontakte zwischen Menschen so weit wie mdglich vermieden
werden. Es sollen daher fiir eine gewisse Zeit in behdrdlichen Verfahren vor den Elektrizitatsbehorden alle
Fristen gehemmt werden (Abs. 1).

In Abs. 2 soll gewéhrleistet werden, dass fur den Fall einer l&nger andauernden Einschrankung des téglichen
Lebens durch MaRnahmen der Landesregierung die Frist des 31. Mai 2020 durch Verordnung weiter erstreckt
werden kann.

Zu § 69 Abs. 9:
Regelt das Inkrafttreten und AuRerkrafttreten.

Zu Artikel 17 (Anderung des Burgenlandischen Jugendférderungsgesetzes 2007):

Die besonderen Umsténde aufgrund der derzeitigen COVID-19-Pandemie wirken sich auch massiv auf die
Arbeit der landesgesetzlich geregelten Gremien (Beirdte und Kommissionen) aus. Beratung und
Beschlussfassung hatten bisher in Présenzsitzungen zu erfolgen. Um die Beschlussféhigkeit der Gremien
sicherzustellen, wird die Mdglichkeit der Beschlussfassung im Umlaufweg und die Abhaltung von Video- oder
Telefonkonferenzen vorgesehen. Die im Burgenlédndischen Jugendforderungsgesetz 2007 festgesetzten
Anforderungen wie beispielsweise die rechtzeitige Einberufung der Sitzung, die noétige Anzahl der
Teilnehmenden an einem Beschluss, die Reihenfolge der Stimmabgabe, das Prozedere bei Stimmengleichheit,
die Maglichkeit von Stimmenthaltungen etc. gelten sinngeméal auch fur Beschliisse, die im Umlaufweg oder in
Video- oder Telefonkonferenzen getroffen werden.

Zu 85 Abs. 10a:

Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig. Die Bestimmungen der
Abs.9 wund 10 (Einberufung der Sitzung, Beschlussfahigkeit und Beschlusserfordernisse sowie
Stellvertretungsregelung bei Verhinderung der oder des Vorsitzenden) gelten sinngeméR auch fur Video- oder
Telefonkonferenzsitzungen.

Zu 85 Abs. 10b:

Die Beschlussfassung im Umlaufweg hat in der Weise zu erfolgen, dass der Antrag von der oder dem
Vorsitzenden allen Mitgliedern zugestellt wird. Die Abgabe der Erklarung hat schriftlich an eine von der oder
dem Vorsitzenden bestimmte Post- oder E-Mail-Adresse bis zu einem von der oder dem Vorsitzenden
bestimmten Zeitpunkt zu erfolgen, wobei eine Erklarung gultig ist, wenn sie bis zu diesem Zeitpunkt einlangt.
Bestimmungen uber den Wortlaut der Zustimmung bestehen nicht, entscheidend ist lediglich die Bestimmtheit
des Erklarungsinhalts. Gewahrt wird die Schriftform durch jede lesbare Erklarung des Beiratsmitglieds.
Eigenhandige Unterschrift ist nicht erforderlich, sodass auch Fax oder E-Mail in Betracht kommen. Dabei ist
Sorge zu tragen, dass die ldentitdt der Unterzeichnerin oder des Unterzeichners und die Authentizitat der
Unterzeichnung gewabhrleistet ist. Der schriftliche Beschluss kommt mit Zugang der Zustimmung bei der
Initiatorin oder dem Initiator (die oder der Vorsitzende) wirksam zustande. Bis zum Zugang kann sie somit noch
widerrufen werden. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der
bzw. des Vorsitzenden. Die Feststellung des Beschlussergebnisses ist jedenfalls vorlaufig verbindlich.



Zu § 6 Abs. 6a:

Aufgrund der auBerordentlichen Verhéltnisse im Zusammenhang mit Manahmen zur Bekdmpfung von COVID-
19 kann die im Fruhjahr 2020 anstehende Wahl der Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten
nicht ordnungsgemé&R nach den Bestimmungen der Abs. 3 bis 6 durchgefiihrt werden. Aus diesem Anlassfall
heraus wird festgelegt, die Wahl der Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten zu verschieben,
wenn diese infolge von allgemeingesundheitlichen MalRnahmen wie derzeit jene nach dem COVID-19-
Malinahmengesetz oder aus einem sonstigen wichtigen Grund (Katastrophe, Krieg oder biirgerkriegséhnliche
Zustande) nicht entsprechend den gesetzlichen Vorgaben durchgefiihrt werden kann. Die Wahl hat dann
innerhalb von neun Monaten nach der Landtagswahl stattzufinden. Weiters ist vorgesehen, dass sich die Frist fur
die Durchfiihrung der Wahl um jeweils drei Monate verlédngert, wenn die auRergewdhnlichen Verhéltnisse
weiterhin andauern.

Zu § 6 Abs. 6b:

Die Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten sollen bis zur Durchfiihrung der Bestellung der
neuen Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten handlungsféhig bleiben. Daher wird deren
Funktionsperiode Uber die reguldre Periode hinaus bis zum Beginn der Funktionsperiode der neu gewahlten
Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten verlangert.

Zu § 7 in der Fassung der Z 3:

Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig und in dringenden Fallen
kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg veranlassen (Umlaufbeschluss). Es
obliegt dem Landesjugendforum, die nédheren Bestimmungen dazu in seiner Geschaftsordnung selbstéandig zu
regeln.

Zu § 7 in der Fassung der Z 4:

Diese Novellierungsanordnung ist erforderlich, um mit 1. Janner 2021 die derzeit in Geltung stehende
Rechtslage (Burgenlédndische Jugendférderungsgesetz 2007 - Bgld. JFG 2007, LGBI. Nr. 55/2007, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 96/2019) wiederherzustellen.

Zu Artikel 18 (Anderung des Bgld. Sportgesetzes):

Die besonderen Umsténde aufgrund der derzeitigen COVID-19-Pandemie wirken sich auch massiv auf die
Arbeit der landesgesetzlich geregelten Gremien (Beirdte und Kommissionen) aus. Beratung und
Beschlussfassung hatten bisher in Prasenzsitzungen zu erfolgen. Um die Beschlussfahigkeit der Gremien
sicherzustellen, wird die Mdéglichkeit der Beschlussfassung im Umlaufweg und die Abhaltung von Video- oder
Telefonkonferenzen vorgesehen. Die im Bgld. Sportgesetz festgesetzten Anforderungen wie beispielsweise die
rechtzeitige Einberufung der Sitzung, die nétige Anzahl der Teilnehmenden an einem Beschluss, die Reihenfolge
der Stimmabgabe, das Prozedere bei Stimmengleichheit, die Mdglichkeit von Stimmenthaltungen etc. gelten
sinngeman auch flir Beschlusse, die im Umlaufweg oder in Video- oder Telefonkonferenzen getroffen werden.

Zu 8 7 Abs. 4a:

Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig. Die Bestimmungen der
Abs. 1 bis 4 (Einberufung von Présenzsitzungen, Beschlussfahigkeit und Beschlusserfordernisse sowie
Teilnahmerecht von Ersatzmitgliedern) gelten sinngemal$ auch fur Video- oder Telefonkonferenzsitzungen.

Zu § 7 Abs. 4b:

Die Beschlussfassung im Umlaufweg hat in der Weise zu erfolgen, dass der Antrag von der Vorsitzenden oder
dem Vorsitzenden allen Mitgliedern zugestellt wird. Die Abgabe der Erklarung hat schriftlich an eine von der
oder dem Vorsitzenden bestimmte Post- oder E-Mail-Adresse bis zu einem von der oder dem Vorsitzenden
bestimmten Zeitpunkt zu erfolgen, wobei eine Erklarung gultig ist, wenn sie bis zu diesem Zeitpunkt einlangt.
Bestimmungen tber den Wortlaut der Zustimmung bestehen nicht, entscheidend ist lediglich die Bestimmtheit
des Erklarungsinhalts. Gewahrt wird die Schriftform durch jede lesbare Erklarung des Beiratsmitglieds.
Eigenhandige Unterschrift ist nicht erforderlich, sodass auch Fax oder E-Mail in Betracht kommen. Dabei ist
Sorge zu tragen, dass die ldentitdt der Unterzeichnerin oder des Unterzeichners und die Authentizitat der
Unterzeichnung gewabhrleistet ist. Der schriftliche Beschluss kommt mit Zugang der Zustimmung bei der
Initiatorin oder dem Initiator (die oder der Vorsitzende) wirksam zustande. Bis zum Zugang kann sie somit noch
widerrufen werden. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der
bzw. des Vorsitzenden. Die Feststellung des Beschlussergebnisses ist jedenfalls vorlaufig verbindlich.

Zu Artikel 19 (Anderung des Burgenlandischen Kulturférderungsgesetzes):

Die besonderen Umsténde aufgrund der derzeitigen COVID-19-Pandemie wirken sich auch massiv auf die
Arbeit der landesgesetzlich geregelten Gremien (Beirdte und Kommissionen) aus. Beratung und
Beschlussfassung hatten bisher in Prasenzsitzungen zu erfolgen. Um die Beschlussfahigkeit der Gremien
sicherzustellen, wird die Moglichkeit der Beschlussfassung im Umlaufweg und die Abhaltung von Video- oder
Telefonkonferenzen vorgesehen. Die im Burgenléndischen Kulturférderungsgesetz festgesetzten Anforderungen



wie beispielsweise die rechtzeitige Einberufung der Sitzung, die nétige Anzahl der Teilnehmenden an einem
Beschluss, die Reihenfolge der Stimmabgabe, das Prozedere bei Stimmengleichheit, die Mdglichkeit von
Stimmenthaltungen etc. gelten sinngemal auch fur Beschlisse, die im Umlaufweg oder in Video- oder
Telefonkonferenzen getroffen werden.

Zu 8 6 Abs. 10a:

Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig und in dringenden Féllen
kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg veranlassen (Umlaufbeschluss). Es
obliegt den Kulturbeiraten, die ndheren Bestimmungen dazu in ihren Geschéftsordnungen selbsténdig zu regeln.

Zu Artikel 20 (Anderung des Burgenlandischen Seniorengesetzes 2002):

Die besonderen Umsténde aufgrund der derzeitigen COVID-19-Pandemie wirken sich auch massiv auf die
Arbeit der landesgesetzlich geregelten Gremien (Beirdte und Kommissionen) aus. Beratung und
Beschlussfassung hatten bisher in Présenzsitzungen zu erfolgen. Um die Beschlussféhigkeit der Gremien
sicherzustellen, wird die Méglichkeit der Beschlussfassung im Umlaufweg und die Abhaltung von Video- oder
Telefonkonferenzen vorgesehen. Die im Burgenlédndischen Seniorengesetz 2002 festgesetzten Anforderungen
wie beispielsweise die rechtzeitige Einberufung der Sitzung, die nétige Anzahl der Teilnehmenden an einem
Beschluss, die Reihenfolge der Stimmabgabe, das Prozedere bei Stimmengleichheit, die Mdglichkeit von
Stimmenthaltungen etc. gelten sinngemdfR auch fiir Beschlisse, die im Umlaufweg oder in Video- oder
Telefonkonferenzen getroffen werden.

Zu § 6 Abs. 6a:

Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig und in dringenden Fallen
kann die oder der Vorsitzende eine Beschlussfassung auf schriftlichem Weg veranlassen (Umlaufbeschluss). Es
obliegt dem Landes-Seniorenbeirat, die ndheren Bestimmungen dazu in seiner Geschéftsordnung selbsténdig zu
regeln.

Zu Artikel 21(Anderung des Burgenlandischen Krankenanstaltengesetzes 2000):

Anlésslich der vorherrschenden COVID-19-Krise wurden seitens des Bundes verschiedene legistische
Malinahmen in Form von Sammelgesetzen getroffen. Hierbei finden sich sowohl im 2. Covid-19-Gesetz,
BGBI. | Nr. 16/2020, als auch im 3. Covid-19-Gesetz, BGBI. | Nr. 23/2020, Anderungen im Bundesgesetz iiber
Krankenanstalten und Kuranstalten - KAKuG, BGBI. Nr. 1/1957. Da auf Basis dieses Grundsatzgesetzes im
Burgenland das Burgenlédndische Krankenanstaltengesetz 2000 - Bgld. KAG 2000, LGBI. Nr. 52/2000, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr.25/2018, erlassen wurde, ist es notwendig, die im KAKuG erfolgten
Anderungen auch im entsprechenden Ausfiihrungsgesetz umzusetzen.

Zu82Z7:

Diese Bestimmung stellt die Umsetzung von Artikel 38 des 2. Covid-19-Gesetzes, BGBI. | Nr. 16/2020, dar, mit
welchem §2 Abs. 2 lit. g KAKuUG eingefigt wurde. Damit wird klargestellt, dass Einrichtungen, die zur
Behandlung minderschwerer Verlaufe von COVID-19 (vgl. die in § 7 Abs. 3 des Epidemiegesetzes 1 950
genannten ,,Barackenspitaler") fir die Dauer der Pandemie vorgesehen werden, nicht als Krankenanstalten im
Sinne des Burgenlandischen Krankenanstaltengesetzes 2000 anzusehen sind. Infolgedessen gelangen die
Bestimmungen ber den Betrieb und die Errichtung von Krankenanstalten nicht zur Anwendung. § 22 KAKuUG
blieb von Artikel 38 des 2. Covid-19-Gesetzes unberiihrt, woraus sich ergibt, dass in diesen Einrichtungen nur
diejenigen an COVID-19 Erkrankten oder Krankheitsverdachtigen aufgenommen werden dirfen, die nicht als
anstaltsbedirftig im Sinne des Krankenanstaltenrechts anzusehen sind.

Zu § 80a:

Diese Bestimmung stellt die Umsetzung von Artikel 42 des 3. Covid-19-Gesetzes, BGBI. | Nr. 23/2020, dar, mit
welchem ein neues Hauptstiick H in das KAKuUG eingeflgt wurde. Es wird eine Verordnungserméchtigung fir
die Landesregierung geschaffen, womit dieser die Mdglichkeit zur Abweichung von den ,,normalen*
Anforderungen des Krankenanstaltenrechts eingerdumt wird (zB werden die Vorgaben des RSG nicht mehr
eingehalten werden, wenn Krankenanstalten entgegen ihrem sonstigen Versorgungsauftrag prioritdr als COVID-
Krankenanstalten genutzt werden sollen. Auch kénnten Bewilligungsverfahren in Meldeverfahren umgewandelt
werden, Anderungen in der Anstaltsordnung, etwa beim Besuchsrecht, erfolgen, oder Ahnliches).

Zu Artikel 22 (Anderung des Burgenlandischen Sozialeinrichtungsgesetzes):

Im Burgenlandischen Sozialeinrichtungsgesetz - Bgld. SEG wird erstmalig eine Regelung fiir Krisensituationen
betreffend Nutzung von insbesondere Sonderkrankenanstalten wie Rehabilitationszentren oder Kuranstalten als
Sozialeinrichtung (insbesondere als Altenwohn- und Pflegeheim) geschaffen. Es wird rechtlich verankert, dass
eine Kapazitatserhdhung fir die Pflege betagter und hilfsbedirftiger Menschen fiir die Dauer einer
Krisensituation rasch und ohne aufwendiges Verfahren erfolgen kann. Das Wohl der betagten und
hilfsbedirftigen Menschen muss auch in Krisensituationen besonders geschitzt werden.



Zu § 7a:

Es soll klargestellt werden, dass fiir die Dauer einer Epidemie oder Pandemie zB Sonderkrankenanstalten wie
Rehabilitationszentren, Kuranstalten, usw. als Sozialeinrichtung (insbesondere als Altenwohn- und Pflegeheim)
genutzt werden kdnnen, ohne dass es einer gesonderten Bewilligung fiir diese bedarf. Wenn fiir diese zB eine
rechtskraftige Bewilligung nach dem Burgenlandischen Krankenanstaltengesetz 2000 - Bgld. KAG 2000, LGBI.
Nr. 52/2000 in der Fassung LGBI. Nr. 25/2018, vorliegt, kann eine Nutzung jedenfalls erfolgen.

Zu Artikel 23 (Anderung des Landes-Wirtschaftsférderungsgesetzes 1994):

Im Landes-Wirtschaftsférderungsgesetz 1994 - WiF6G wird die Mdglichkeit der Abhaltung von Sitzungen der
Forderkommission in dringenden Fallen per Videokonferenz wie auch die Mdglichkeit der Beschlussfassung im
Umlaufwege implementiert. Ein dringender Fall liegt etwa dann vor, wenn wie gegenwértig auf Grund der
COVID-Krise personliche Zusammenkinfte vermieden werden miissen, zugleich aber die Aufrechterhaltung der
Handlungsféhigkeit der Kommission erforderlich ist. Weiters werden aufgrund der Verordnung der
Burgenlandischen Landesregierung vom 18. Februar 2020, mit der die Referate auf die Mitglieder der
Landesregierung aufgeteilt werden, LGBI. Nr. 7/2020, notwendige Anpassungen in der Zusammensetzung der
Forderkommission vorgenommen.

Zu 8 7 Abs. 3 und 4:

Hier finden sich die aufgrund der Verordnung der Burgenlandischen Landesregierung vom 18. Februar 2020, mit
der die Referate auf die Mitglieder der Landesregierung aufgeteilt werden, LGBI. Nr. 7/2020, notwendig
gewordenen Anpassungen in der Zusammensetzung der Férderkommission.

Zu Artikel 24 (Anderung des Burgenlandischen Bedienstetenschutzgesetzes 2001):
Zu 8§ 87 Abs. 3a und 3b:

Abs. 3a: Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig. Die
Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 (Einberufung von Prasenzsitzungen, Teilnahmepflicht, Beschlussfahigkeit und
Beschlusserfordernisse) gelten sinngemaf auch fir Video- oder Telefonkonferenzsitzungen.

Abs. 3b: Die Beratung und Beschlussfassung im Umlaufweg hat in der Weise zu erfolgen, dass der Antrag von
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden allen Mitgliedern zugestellt wird. Bestimmungen tber den Wortlaut
der Zustimmung bestehen nicht, entscheidend ist lediglich die Bestimmtheit des Erklarungsinhalts. Gewahrt wird
die Schriftform durch jede lesbare Erklarung des Kommissionsmitglieds. Eine eigenhandige Unterschrift ist
nicht erforderlich, sodass auch Fax oder E-Mail in Betracht kommen. Dabei ist Sorge zu tragen, dass die
Identitat der Unterzeichnerin oder des Unterzeichners und die Authentizitat der Unterzeichnung gewahrleistet ist.
Eine Stimmenthaltung ist unzuldssig (Abs. 3 letzter Satz). Der schriftliche Beschluss kommt mit Zugang der
Zustimmung bei der Initiatorin oder dem Initiator (die oder der Vorsitzende) wirksam zustande. Bis zum Zugang
kann sie somit noch widerrufen werden. Die Feststellung des Beschlussergebnisses ist jedenfalls vorlaufig
verbindlich.

Zu Artikel 25 (Anderung des Landes-und Gemeindeverwaltungsabgabengesetzes):
Zu 82 Abs.5und § 14 Abs. 4:

Mit den vorliegenden Bestimmungen wird eine umfassende Befreiung von den Landes- und
Gemeindeverwaltungsabgaben fir sémtliche Schriften und Amtshandlungen, die im Zeitraum 1. Mérz 2020 bis
31. Dezember 2020 im Zusammenhang mit der Corona-Krise stehen, geschaffen. Der Bund hat eine analoge
Regelung durch eine Anderung des Gebiihrengesetzes 1957 fiir die Befreiung von Gebiihren und
Bundesverwaltungsabgaben mit dem 2. Covid-19-Gesetz, BGBI. | Nr. 16/2020, geschaffen.

Zu Artikel 26 (Anderung des Burgenlandischen Antidiskriminierungsgesetzes):
Zu § 29i Abs. 5a und 5b:

Abs. 5a: Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig. Die
Bestimmungen der Abs.1 bis 5 (Einberufung von Prasenzsitzungen, Vertretung durch Ersatzmitglieder,
Beschlussfahigkeit und Beschlusserfordernisse, Beiziehung von Fachleuten mit beratender Stimme) gelten
sinngeman auch fiir Video- oder Telefonkonferenzsitzungen.

Abs. 5h: Die Beratung und Beschlussfassung im Umlaufweg hat in der Weise zu erfolgen, dass der Antrag von
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden allen Mitgliedern zugestellt wird. Bestimmungen tber den Wortlaut
der Zustimmung bestehen nicht, entscheidend ist lediglich die Bestimmtheit des Erklarungsinhalts. Gewahrt wird
die Schriftform durch jede leshare Erklarung des Kommissionsmitglieds. Eine eigenhdndige Unterschrift ist
nicht erforderlich, sodass auch Fax oder E-Mail in Betracht kommen. Dabei ist Sorge zu tragen, dass die
Identitét der Unterzeichnerin oder des Unterzeichners und die Authentizitat der Unterzeichnung gewéhrleistet ist.
Eine Stimmenthaltung ist unzuldssig (Abs. 5 zweiter Satz). Der schriftliche Beschluss kommt mit Zugang der



Zustimmung bei der Initiatorin oder dem Initiator (die oder der Vorsitzende) wirksam zustande. Bis zum Zugang
kann sie somit noch widerrufen werden. Die Feststellung des Beschlussergebnisses ist jedenfalls vorlaufig
verbindlich.

Zu § 34a:

Die Frist zur Anfechtung von Kindigungen und Entlassungen ist sehr kurz; ihr Fortlauf soll daher fiir eine
bestimmte Zeit gehemmt werden. Eine Verlangerungsmaglichkeit wird durch Verordnung vorgesehen.

Zu Artikel 27 (Anderung des Burgenlandischen Landes-Gleichbehandlungsgesetzes):
Zu § 24 Abs. 4b und 4c:

Abs. 4b: Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig. Die
Bestimmungen der Abs.1 bis 5 (Einberufung von Prasenzsitzungen, Vertretung durch Ersatzmitglieder,
Beschlussfahigkeit und Beschlusserfordernisse, Beiziehung von Fachleuten mit beratender Stimme) gilt
sinngeméR auch fiir Video- oder Telefonkonferenzsitzungen.

Abs. 4c: Die Beratung und Beschlussfassung im Umlaufweg hat in der Weise zu erfolgen, dass der Antrag von
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden allen Mitgliedern zugestellt wird. Bestimmungen tber den Wortlaut
der Zustimmung bestehen nicht, entscheidend ist lediglich die Bestimmtheit des Erklarungsinhalts. Gewahrt wird
die Schriftform durch jede lesbare Erklarung des Kommissionsmitglieds. Eine eigenhdndige Unterschrift ist
nicht erforderlich, sodass auch Fax oder E-Mail in Betracht kommen. Dabei ist Sorge zu tragen, dass die
Identitdt der Unterzeichnerin oder des Unterzeichners und die Authentizitat der Unterzeichnung gewabhrleistet ist.
Eine Stimmenthaltung ist unzuldssig (Abs. 4 zweiter Satz). Der schriftliche Beschluss kommt mit Zugang der
Zustimmung bei der Initiatorin oder dem Initiator (die oder der Vorsitzende) wirksam zustande. Bis zum Zugang
kann sie somit noch widerrufen werden. Die Feststellung des Beschlussergebnisses ist jedenfalls vorldaufig
verbindlich.

Zu § 39b:

Die Frist zur Anfechtung von Kindigungen und Entlassungen ist sehr kurz; ihr Fortlauf soll daher fur eine
bestimmte Zeit gehemmt werden. Eine Verlangerungsmdoglichkeit wird durch Verordnung vorgesehen.

Zu Artikel 28 (Anderung des Bgld. Familienférderungsgesetzes):
Zu § 19a:

Abs. 1. Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Video- oder Telefonkonferenz ist zuldssig. Die
Bestimmungen der §8 16 bis 19 (Einberufung und Durchflihrung von Prdsenzsitzungen, Beschlussfahigkeit und
Beschlusserfordernisse, Teilnahme von Ersatzmitgliedern, fachkundigen Personen und Auskunftspersonen sowie
Sitzungsprotokoll) gelten sinngemal auch fiir Video- oder Telefonkonferenzsitzungen.

Abs. 2: Die Beschlussfassung im Umlaufweg hat in der Weise zu erfolgen, dass der Antrag von der Vorsitzenden
oder dem Vorsitzenden allen Mitgliedern zugestellt wird. Die Abgabe der Erklarung hat schriftlich an eine von
der oder dem Vorsitzenden bestimmte Post- oder E-Mail-Adresse bis zu einem von der oder dem Vorsitzenden
bestimmten Zeitpunkt zu erfolgen, wobei eine Erklarung giltig ist, wenn sie bis zu diesem Zeitpunkt einlangt.
Bestimmungen tber den Wortlaut der Zustimmung bestehen nicht, entscheidend ist lediglich die Bestimmtheit
des Erklarungsinhalts. Gewahrt wird die Schriftform durch jede lesbare Erklarung des Beiratsmitglieds. Eine
eigenhéndige Unterschrift ist nicht erforderlich, sodass auch Fax oder E-Mail in Betracht kommen. Dabei ist
Sorge zu tragen, dass die Identitdt der Unterzeichnerin oder des Unterzeichners und die Authentizitit der
Unterzeichnung gewabhrleistet ist. Der schriftliche Beschluss kommt mit Zugang der Zustimmung bei der
Initiatorin oder dem Initiator (die oder der Vorsitzende) wirksam zustande. Bis zum Zugang kann sie somit noch
widerrufen werden. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der
bzw. des Vorsitzenden. Die Feststellung des Beschlussergebnisses ist jedenfalls vorlaufig verbindlich.

Zu Artikel 29 (Anderung des Objektivierungsgesetzes):
Zu 8§ 9 Abs. 1 in der Fassung der Z 1:

89 Abs.1 sieht vor, dass die Sitzungen der Objektivierungskommission von der oder dem Vorsitzenden
vorzubereiten, einzuberufen und zu leiten sind. Es soll nunmehr (zeitlich befristet) vorgesehen werden, dass die
Sitzungen auch in Form einer Videokonferenz abgehalten werden kénnen.

Zu § 9 Abs. 1 in der Fassung der Z 2:

Diese Novellierungsanordnung ist erforderlich, um mit 1. Janner 2021 die derzeit in Geltung stehende
Rechtslage (Objektivierungsgesetz, LGBI. Nr. 56/1988, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr.52/2015)
wiederherzustellen.

§ 15:
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten und AuRRerkrafttreten.



Zu Artikel 30 (Anderung des Burgenlandischen Landesbedienstetengesetzes 2020)
Zu 8 33 Abs. 6., § 38 Abs. 5und 8§ 61 Abs. 3:

Wichtige Teile des Landesdienstes sind wéahrend der COVID-19-Krise unermidlich im Einsatz fur die
Bevdlkerung, um die Gesundheit und die 6ffentliche Sicherheit aufrecht zu erhalten und die drohenden Gefahren
moglichst gering zu halten. Jene Landesbediensteten, die nicht zum Kreis des unverzichtbaren
Schliisselpersonals zéhlen, sind hingegen angehalten, ihre Aufgaben méglichst von zu Hause aus zu erledigen.
Der Arbeitseinsatz dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist auf jene Kapazitdten zu beschrénken, die die
dringenden Aufgaben erfordern. Dabei ist zu erwarten, dass bestehende Freizeitanspriiche abgebaut werden, wie
etwa allfallige Gleitzeitguthaben sowie Resturlaubszeiten aus den Vorjahren. Um diesen Ausgleich zu
effektuieren, soll der Verbrauch dieser Resturlaube nicht nur gemaR dem geltenden Urlaubsregime erfolgen,
sondern auch dienstgeberseitig angeordnet werden kdnnen. Dies verfolgt den Zweck, dass nach der Krise wieder
mdglichst hohe Arbeitskapazititen zur Verfligung stehen. Fur Bedienstete, die in einem Kalenderjahr aufgrund
von angeordneten Urlaubssperren und anderen Rechtfertigungsgriinden in der Nutzung ihres Urlaubsanspruches
beschrénkt werden, kommt diese dienstgeberseitige Anordnungsmdglichkeit nicht zum Tragen.

Im offentlichen Dienst kdnnen vergleichbare Situationen auftreten, bei denen aufgrund duferer Umsténde eine
Weiterbeschaftigung der Bediensteten nicht mehr moglich ist bzw. der Bedarf an der Dienstleistung
vorlbergehend weitestgehend entfallt (wie etwa aufgrund der gegenwértigen COVID-19-Krise an einzelnen
Dienststellen bzw. flr einzelne Berufsgruppen), aber gleichzeitig noch beachtliche Alturlaubsanspriiche bzw.
Gleitzeitguthaben ~ vorhanden sind. Nachdem der Offentliche  Dienstgeber nicht (ber jene
Gestaltungsmdglichkeiten verfligt, mit denen andere Arbeitgeber im Rahmen der Privatautonomie nachdriicklich
auf einen Verbrauch des Erholungsurlaubs hinwirken kénnen, soll mit den vorgeschlagenen Anderungen eine
einseitige Beurlaubung durch den Dienstgeber zum Verbrauch solcher Alturlaubsanspriiche sowie von
Gleitzeitguthaben ermdglicht werden. Die Entscheidung Uber eine solche einseitige Festsetzung des
Urlaubsverbrauchs bzw. eines Gleitzeitguthabens hat wie alle Entscheidungen der Dienstbehdrden und
Personalstellen sachlichen Gesichtspunkten zu folgen: Das sind insbesondere zwingende dienstliche
Notwendigkeiten, die Fursorgepflicht sowie eine sparsame und zweckmaRige Personalverwaltung.

Zu § 138a:

Das Dienstrecht sieht teilweise kurze Fristen zur Geltendmachung von Anspriichen aus dem Dienstverhéltnis
vor. Es ist davon auszugehen, dass in der aktuellen Krise diese Fristen versdumt werden konnten, weil die
Menschen mit anderen Fragestellungen befasst sind bzw. auch die Kommunikation (ber diese Anspriiche
erschwert ist. Es soll daher eine generelle Fortlaufshemmung fiir eine gewisse Zeit verankert werden,

Zu Artikel 31 (Anderung des Burgenlandischen Landesvertragsbedienstetengesetzes 2013):
Zu § 14 Abs. 6., 8 56 Abs. 5 und § 112b:

Analog der Regelungen im Bgld. LBedG 2020 sind auch entsprechende Bestimmungen fiir Vertragsbedienstete
im LVBG 2013 aufzunehmen.

Zu Artikel 32 (Anderung des Burgenlandischen Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997):
Zu § 37a:

Die nach dem LBedG 2020 und LVBG 2013 fiir Landesbedienstete bereits bestehende Mdglichkeit der
Erbringung ihrer Arbeitsleistung im Rahmen der Telearbeit soll hiermit auch im LBDG 1997 nachgezogen
werden.

Zu 8§51 Abs. 3a., 8§ 84 Abs. 3und § 179a:

Analog der Regelungen im Bgld. LBedG 2020 sind auch entsprechende Bestimmungen fiir Landesbeamte im
LBDG 1997 aufzunehmen.

Zu Artikel 33 (Anderung des Burgenlandischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014):
Zu § 29a:

Die nach dem LBedG 2020 und LVBG 2013 fiir Landesbedienstete bereits bestehende Mdglichkeit der
Erbringung ihrer Arbeitsleistung im Rahmen der Telearbeit soll hiermit auch im GemBG 2014 nachgezogen
werden.

Zu § 33 Abs. 4a., 8§ 95 Abs. 3 und § 1570:

Analog der Regelungen fiir Landesbedienstete im LBedG 2020, im LVBG 2013 und im LBDG 1997 sind auch
entsprechende Bestimmungen fiir Gemeindebedienstete im GemBG 2014 aufzunehmen.



Zu Artikel 34 (Anderung des Burgenlandischen Landessanitatsratsgesetzes 2005)

Zu 85 Abs. 2a:

Auf Grund der aktuellen Coronavirus (Covid-19) Situation und den damit in Zusammenhang stehenden
weitreichenden MaRnahmen und erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen zur Minimierung des Infektionsrisikos
soll auch fiir den Landessanitétsrat die Moglichkeit der Abhaltung einer Sitzung per Videokonferenz fur den Fall

des Vorliegens aulergewdhnlicher Verhéltnisse (Krieg, Katastrophe oder ein vergleichbares Ereignis — wie etwa
derzeit die COVID-19 Pandemie) implementiert werden.

Zu Artikel 35 (Anderung des Burgenlandischen Arbeitnehmerférderungsgesetzes)
Zu § 9 Abs. ba:

Das Abhalten von Sitzungen in Form einer Telefon- oder Videokonferenz ist in dringenden Fallen zuldssig. Die
Bestimmungen beziglich Einberufung der Sitzung, Beschlussfahigkeit und Beschlusserfordernisse etc.) gelten
sinngeméR auch fiir Video- oder Telefonkonferenzsitzungen.

Zu Artikel 36 (Anderung des Burgenlandischen Sozialhilfegesetzes 2000)
Zu § 15 Abs. 4:

In den von der Landesregierung zu erlassenden Richtlinien sind die ndheren Bestimmungen zu den allgemeinen
und speziellen Entscheidungskriterien sowie zur Héhe der Leistungsgewéhrung festzulegen.
Zu § 60 Abs. 1 Z 1 in der Fassung der Z 2:

Die Zustandigkeit zur Entscheidung Uber Hilfe in besonderen Lebenslagen lag bisher ausnahmslos bei der
Landesregierung. Nunmebhr ist die Zustdndigkeit den Bezirksverwaltungsbehdrden libertragen.

Zu 8§ 60 Abs. 1 Z 1 in der Fassung der Z 3:

Diese Novellierungsanordnung ist erforderlich, um mit 1. Janner 2021 die derzeit in Geltung stehende
Rechtslage (Burgenlandische Sozialhilfegesetz 2000 - Bgld. SHG 2000, LGBI. Nr. 5/2000, in der Fassung des
Gesetzes LGBI. Nr. 64/2019) wiederherzustellen.
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	3. In § 7 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt:
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	Änderung des Landes-Wirtschaftsförderungsgesetzes 1994
	1. In § 7 Abs. 3 Z 2 wird das Wort „Finanzangelegenheiten“ durch die Wortfolge „Finanz- und Tourismusangelegenheiten“ ersetzt.
	2. In § 7 Abs. 3 Z 3 wird die Wortfolge „Wirtschafts- und Tourismusangelegenheiten“ durch das Wort „Wirtschaftsangelegenheiten“ ersetzt.
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	Änderung des Burgenländischen Antidiskriminierungsgesetzes
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	Artikel 27
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	2. Nach § 24 Abs. 4a werden folgende Abs. 4b und 4c eingefügt:
	3. Nach § 39a wird folgender § 39b eingefügt:
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	„§ 19a
	2. Im § 20 erhält der zweite Abs. 7 die Absatzbezeichnung „(8)“; dem § 20 wird folgender Abs. 9 angefügt:


	Artikel 29
	Änderung des Objektivierungsgesetzes
	1. Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	2. § 9 Abs. 1 lautet:
	3. Dem § 15 wird folgender Abs. 3 angefügt:


	Artikel 30
	Änderung des Burgenländischen Landesbedienstetengesetzes 2020
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 138 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Dem § 33 wird folgender Abs. 6 angefügt:
	3. Nach § 38 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:
	4. Dem § 61 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	5. Nach dem 17. Abschnitt wird folgender Abschnitt eingefügt:
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	§ 138a
	6. § 144 lautet:
	„§ 144
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	Änderung des Burgenländischen Landesvertragsbedienstetengesetzes 2013
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 112a folgender Eintrag eingefügt:
	2. Dem § 14 wird folgender Abs. 6 angefügt:
	3. Dem § 56 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	4. Nach dem 5a. Abschnitt wird folgender Abschnitt eingefügt:
	„5b. Abschnitt
	5. Dem § 129 wird folgender Abs. 11 angefügt:
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	Änderung des Burgenländischen Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 37 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 179 folgender Eintrag eingefügt:
	3. Nach § 37 wird folgender § 37a eingefügt:
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	4. Nach § 51 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt:
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	§ 179a
	7. Dem § 199 wird folgender Abs. 6 angefügt:


	Artikel 33
	Änderung des Burgenländischen Gemeindebedienstetengesetzes 2014
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 29 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 157n folgender Eintrag eingefügt:
	3. Nach § 29 wird folgender § 29a eingefügt:
	„§ 29a
	4. Nach § 33 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:
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	1. Nach § 5 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:
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	Änderung des Burgenländischen Arbeitnehmerförderungsgesetzes
	1. Nach § 9 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefügt:
	2. Nach § 9 Abs. 6 wird folgender Abs. 6a eingefügt:
	3. Dem § 10 wird folgender Abs. 3 angefügt:


	Artikel 36
	Änderung des Burgenländischen Sozialhilfegesetzes 2000
	1. Dem § 15 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	2. § 60 Abs. 1 Z 1 entfällt.
	3. § 60 Abs. 1 Z 1 lautet:
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